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In diesem Themenpapier sollen einige Überlegungen zu Herausforderungen, 

derzeitigen Politiken und möglichen zukünftigen Perspektiven von „historischem 

Gedächtnis“ im europäischen Kontext aufgezeigt werden. Auf der Grundlage der 

Anerkenntnis der komplexen Natur aller Formen kollektiven Gedächtnisses im 

Allgemeinen und gemeinsamer europäischer historischer Erinnerung im 

Besonderen, einschließlich ihrer Anfälligkeit für politische Instrumentalisierung, 

wird die Notwendigkeit der Ausgestaltung einer kritischen „Kultur des Erinnerns“ 

argumentiert. Eine solche Kultur macht verstärkte Anstrengungen von 

nationalstaatlicher Seite erforderlich, ihre individuelle Geschichte in 

unvoreingenommener Weise aufzuarbeiten, dies auf Basis gemeinsamer 

europäischer Grundsätze und Werte. In diesem Zusammenhang wird die 

entscheidende Rolle von Bildung als Instrument zur Schaffung eines informierten 

historischen Bewusstseins betont. Dies bildet die Grundlage für einen 

selbstbewussten Umgang nicht nur mit Europas Vergangenheit, sondern auch 

seiner Gegenwart und Zukunft. 
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ZUSAMMENFASSUNG 

 

In diesem Themenpapier sollen einige kritische Überlegungen zu Herausforderungen, 

derzeitigen Politiken und möglichen zukünftigen Entwicklungen von „historischem 

Gedächtnis“ im europäischen Kontext angestellt werden. Dabei wird indes kein Anspruch 

auf Vollständigkeit erhoben. Der Text umfasst die folgenden Teile: 

1) eine Einleitung, in der die Charakteristika und die Problematik der Begriffe „historisches 

Gedächtnis" und „Erinnerung“ kurz reflektiert werden; 

2) einen Abriss der besonderen Herausforderungen bei der Schaffung eines 

gesamteuropäischen historischen Gedächtnisses und eine Darstellung der aktuellen 

Initiativen der Europäischen Union; 

3) eine Untersuchung, wie zukünftige europäische Erinnerungspolitik vor dem Hintergrund 

bestehender Mängel ausgestaltet werden könnten, wobei das Hauptaugenmerk auf 

Bildungsmaßnahmen liegt, und 

4) eine Reihe von abschließenden Empfehlungen. 

 

1.  Einleitung: Historisches Gedächtnis und Erinnerung – ein 
komplexes Konzept 

„Historisches Gedächtnis“ wird in der wissenschaftlichen Literatur weitgehend als 

spezifische Form eines kollektiven Gedächtnisses angesehen und kann somit von 

individuellen Formen, sich der Vergangenheit zu erinnern, unterschieden. Indem es dazu 

beiträgt, die Vergangenheit festzuhalten und zu ordnen, dient historisches Gedächtnis vor 

allem dem Zweck der Gemeinschaftsbildung, insbesondere im Kontext rascher 

Veränderungen in Gesellschaft, Politik, Wirtschaft und Kultur. Während jedoch die 

Ausrichtung auf die Vergangenheit und die Gewährleistung einer kollektiven Sicht darauf 

wie auch eines gemeinsamen „Sinns“ dafür als charakteristisches Merkmal anerkannt sind, 

erweist sich der Begriff schwer fassbar und mit einigen Herausforderungen behaftet. Vor 

allem geht es im Falle von historischem Gedächtnis nicht notwendigerweise um die 

Auseinandersetzung mit „historischen Wirklichkeit“. Vielmehr impliziert das Konzept einen 

ausgeprägten Grad an Subjektivität, da die Wahl der Art und Weise, wie man sich der 

Vergangenheit erinnert, notwendigerweise mit Werturteilen einhergeht. Demzufolge kann 

historisches Gedächtnis potentiell eine funktionale Rolle spielen, wodurch es nicht nur der 

politischen Auseinandersetzung um Erinnerung, sondern auch der Gefahr ausgesetzt wird, 

zum Instrument einer absichtlichen Missdeutung oder Fälschung von Geschichte gemacht 

zu werden. 

 

2.  Europäische historische Erinnerung: Herausforderungen und 

aktuelle Praktiken 

Traditionell hat sich kollektives historisches Gedächtnis in enger Wechselwirkung mit 

individuellen Staaten- oder Nationenbildungsprozessen entwickelt. In dieser Hinsicht haben 

sich drei Elemente als charakteristisch herausgebildet: 

 

I) Es besteht eine meist positive gegenseitige Abhängigkeit zwischen historischem 

Gedächtnis und der jeweiligen Nation (bzw. Nationenbildung), namentlich 

dergestalt, dass bestimmte Ereignisse der Vergangenheit einer Nation als positive 

Orientierungspunkte angesehen werden oder, was seltener der Fall ist, dass 

bestimme negative oder sogar traumatische Erfahrungen der Vergangenheit als 

Kontrastpunkte zur Gegenwart oder zu ihrer Rechtfertigung dienen. 
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II) Historisches Gedächtnis ist eher auf spezifische Ereignisse in der Vergangenheit 

denn auf „Geschichte“ an sich ausgerichtet, wodurch eine bessere Zugänglichkeit 

historischer Entwicklungen für ein breiteres Publikum ermöglicht wird, aber auch 

die Komplexität von nationaler Geschichte "essentialisiert" und vereinfacht wird. 

 

III) Damit zusammenhängend tendiert historisches Gedächtnis dazu, nationale 

Geschichte zu erhöhen und Mythen um sie zu schaffen, wodurch die 

Vergangenheit einer Nation zu einem heiligen Objekt wird. 

 

Dennoch gestaltet sich historische Gedächtnisbildung aufgrund des fortdauernden 

Bestehens vielfältiger kultureller, sozialer oder bildungsbezogener Differenzen, die oft nur 

durch die Rede von "einer Nation" beziehungsweise "eines Nationalstaates" verdeckt 

werden, nicht einmal auf nationaler Ebene als eine einfache Aufgabe. In einem 

supranationalen Kontext erweist sich die Wahrnehmung der Vergangenheit umso 

heterogener, und die Schwierigkeiten der Bildung eines kollektiven Gedächtnisses oder 

auch nur der Bestimmung gemeinsamer historischer Wendepunkte vervielfältigen sich. 

 

Nichtsdestotrotz hat die Europäische Politik Anstrengung unternommen, „europäisches 

historisches Gedächtnis“ zu fördern, um dem europäischen Projekt zusätzliche Legitimität 

zu verleihen und die Entwicklung einer europäischen Identität voranzubringen. Während 

europäisches „Erbe“ im weitesten Sinne, der Zweite Weltkrieg als Auslöser der 

europäischen Integration und die Errungenschaften der Integration selbst als traditionelle 

Referenzpunkte dienten, hat sich in den letzten Jahren ein neuer und konkreterer Fokus 

herausgebildet, der die Erinnerung an die totalitären Systeme des 20. Jahrhunderts – 

nämlich Nationalsozialismus und Stalinismus – in den Mittelpunkt stellt. Nachdem seit den 

1990er Jahren vor allem durch das Europäische Parlament verschiedene 

bewusstseinsbildende Initiativen hinsichtlich des Holocaust und, seit der Osterweiterung, 

ebenfalls stalinistischer Verbrechen lanciert worden waren, werden Anstrengungen, 

Geschichte lebendig zu halten, insbesondere durch das 2006 ins Leben gerufene Programm 

„Europa für Bürgerinnen und Bürger“ unterstützt. Der Fokus europäischer historischer 

Erinnerung auf Totalitarismus wird auch in den laufenden Verhandlungen über ein 

erneuertes Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ 2014-2020 beibehalten, in dem 

der Bereich Erinnerung größere Bedeutung erlangt hat, was sich in einem bedeutend 

höheren Umfang der für Maßnahmen in diesem Gebiet vorgesehenen Mittel niederschlägt. 

 

3.  Ausgestaltung zukünftiger europäischer Gedächtnispolitik 

Bei näherer Betrachtung zeigt sich, dass das, was als kohärente EU-Gedächtnispolitik 

erscheinen mag, alles andere als unumstritten ist. Vielmehr besteht nach wie vor ein 

spürbarer Wettbewerb zwischen zwei zumindest teilweise konkurrierenden 

Erinnerungsrahmen: jenem der „Einzigartigkeit des Holocaust“, der die Nachkriegskultur 

Westeuropas geformt hat, und jenem von „Nationalsozialismus und Stalinismus als 

gleichwertiges Übel“, der dem Bedürfnis osteuropäischer Nationen entspricht, ihre jeweilige 

kommunistische Vergangenheit aufzuarbeiten. Diese Unterschiede erinnern an die 

Schwierigkeit, voneinander abweichende Interpretationen der Vergangenheit nicht nur quer 

durch das politische Spektrum, sondern auch in verschiedenen Mitgliedstaaten in Einklang 

zu bringen. 

 

Zugleich erweist sich der Fokus der europäischen Anstrengungen für eine 

länderübergreifende historische Erinnerung an den Holocaust und den Nationalsozialismus 

sowie den Stalinismus in zweierlei Hinsicht problematisch. Erstens begünstigt ein solcher 

Ansatz eine voreingenommene Schwarz-Weiß-Sicht der Geschichte, die Europas „dunkle 

Vergangenheit“ als logische Alternative zu seiner „glänzenden Gegenwart“ erscheinen lässt. 

Eine solche teleologische und gleichzeitig vereinfachende Sichtweise tut nicht nur dem 

Reichtum und der komplexen Natur europäischer Geschichte unrecht und blendet weitere 

wichtige Probleme wie Kolonialismus aus, sondern behindert ebenfalls ein fundierteres 
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Verständnis des europäischen Integrationsprozesses. Zweitens verringert die Reduktion von 

historischem Gedächtnis auf Nationalsozialismus und Stalinismus, die zu einem negativen 

Gründungsmythos erhoben werden, Anreize zur kritischen Hinterfragung von Stereotypen 

und „heiligen Kühe“ der eigenen nationalen Geschichte. 

 

Dementsprechend wird für eine kritische „europäische Kultur des Erinnerns“ statt einer 

oktroyierten einheitlichen „Erinnerungskultur“ mit standardisierten Sichtweisen auf und 

Referenzpunkten von Europas Vergangenheit geworben. Dies erfordert die Schaffung von 

Kapazitäten für eine kritische Aufarbeitung der Vergangenheit auf nationaler Ebene, die sich 

auf gemeinsame europäische Grundsätze und Werte stützt. Zu den wesentlichen 

Anforderungen für die ins Auge gefasste „Kultur des Erinnerns“ gehören: 

 

 Thematisierung der europäischen Vergangenheit auf der Grundlage europäischer 

Kernwerte wie Humanismus, Toleranz und Demokratie; 

 Schaffung eines offenen Diskussionsforums, das für gegenseitiges Verständnis und 

Versöhnung sowohl innerhalb als auch zwischen den europäischen Nationen sorgt; 

 Befassung auch mit unangenehmen Segmenten der jeweiligen nationalen 

Geschichte; 

 bei Bewertungen der Vergangenheit ausschließliches Stützen auf die Untersuchung 

historischer Fakten, während die Idee von „historischer Wahrheit“ zurückgewiesen 

wird; und 

 Erkennen der potenziellen Gefahr die jeder Gesetzgebung zugunsten einer 

bestimmten Sicht- oder Erinnerungsweise der Vergangenheit innewohnt. 

 

Mit einem solchen Ansatz schiene der Vielfältigkeit bestehender Formen des historischen 

Gedächtnisses in Europa Gerechtigkeit getan, während gleichzeitig ein Anreiz geschaffen 

wäre, diese mit Hilfe eines gemeinsamen transnationalen Ansatzes zu hinterfragen. 

 

Eine besonders wichtige Rolle bei der Entwicklung einer solchen „Kultur des Erinnerns“ 

kommt der Bildungspolitik in Europa zu, die folgende Aufgaben erfüllen sollte: 

 

 Sensibilisierung für europäische Vielfalt sowohl in der Vergangenheit als auch in der 

Gegenwart, 

 Ausstattung von Lehrern und Schülern mit den nötigen Mitteln, die Geschichte des 

eigenen Landes objektiv und in weiteren (trans-)europäischen Kontexten zu 

untersuchen; und auf diesem Wege 

 Ermutigung junger Europäer, sich aktiv an Diskussionen über Geschichte zu 

beteiligen und zu einem fundierten historischen Gedächtnis beizutragen. 

 

Zu diesem Zweck muss der Schwerpunkt darauf gesetzt werden: 

 

I) bestehende Lehrpläne und Didaktik dergestalt anzupassen, dass man sich von 

nationalen Ansätzen zugunsten einer europäischen und globalen Annäherung an die 

Geschichte löst, und es jungen Europäern ermöglicht, durch offene und diskursive 

Lehrformate ein selbstkritisches historisches Bewusstsein zu entwickeln; und 

II) eine maßgeschneiderte (Geschichts-)Lehrerausbildung zu bieten, die diesen 

Erfordernissen entspricht. 
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Zwar kann die Europäische Union nicht die Aufarbeitung der Vergangenheit für ihre 

Mitgliedstaaten übernehmen, doch ist sie ohne Zweifel in der Lage, die nationalen 

Anstrengungen in dieser Hinsicht aktiv zu fördern und zu unterstützen. Zu diesem Zweck 

kann die Europäische Union nicht nur „sanfte Macht“ einsetzen, um die Mitgliedstaaten 

dazu zu bewegen, aktiv zu werden, sondern auch auf bestehende europäische Programme 

zurückgreifen. Dazu gehören das Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“, das die 

Finanzierung multinationaler Geschichts- und Erinnerungsprojekte ermöglicht, sowie auch 

das Erasmus-Programm, mit dem länderübergreifende Austauschprogramme und 

Studienaufenthalte für Studierende und Lehrende unterstützt werden. Ebenso spricht nichts 

dagegen, diese Programme zukünftig auszuweiten oder sie möglicherweise durch andere 

europäische Maßnahmen zu komplementieren. 

 

4.  Empfehlungen und Schlussfolgerungen 

Die Erkenntnisse dieses Themenpapiers können in sieben konkreten Vorschlägen 

zusammengefasst werden: 

 

1) Anerkenntnis, dass historisches Gedächtnis ein schwer fassbares Konzept darstellt; 

2) Bewusstseinsbildung hinsichtlich der Schwierigkeiten eines transeuropäischen 

historischen Gedächtnisses; 

3) Anerkennung der bisherigen Erfolge der Europäischen Union in Sachen 

Sensibilisierung für die Vergangenheit; 

4) Berücksichtigung der Mängel gegenwärtiger Gedächtnispolitik der Europäischen 

Union; 

5) Entwicklung einer europäischen „Kultur des Erinnerns“; 

6) Anerkennung der zentralen Rolle von Bildung; und 

7) Bestmögliche Ausnutzung europäischer Mittel zur Unterstützung nationaler Politiken. 
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1. EINLEITUNG: HISTORISCHES GEDÄCHTNIS UND 

ERINNERUNG – EIN KOMPLEXES KONZEPT1 

 

Ist ein europäisches kollektives Gedächtnis möglich? war der provokative Titel eines kurzen 

Zeitschriftenartikels aus dem Jahr 1993,
2
 und diese vor zwanzig Jahren gestellte Frage ist 

heute aktueller denn je zuvor. In der Tat ist die Debatte über kollektive Formen, sich der 

Vergangenheit zu erinnern, im aktuellen wissenschaftlichen, öffentlichen wie politischen 

Diskurs allgegenwärtig. Auf dem europäischen Kontinent mit seiner vielfältigen und in 

mancher Hinsicht problematischen Geschichte stellt sich die Frage eines gemeinsamen 

historischen Gedächtnisses als besonders komplex und umstritten dar: nicht nur, weil der 

Umgang mit Pluralismus per se eine schwierige Aufgabe ist, sondern auch, weil das Privileg 

der Deutung der Vergangenheit grundlegende Fragen von „Woher kommen wir?“ und 

„Wohin gehen wir?“ berührt. Dadurch steht ein potenziell mächtiges Instrument zur  

(De-)Legitimierung der Gegenwart und zur Gestaltung der Zukunft zur Verfügung. 

 

Bevor wir jedoch näher auf gegenwärtige Praktiken, potentiellen Chancen und 

Herausforderungen im Zusammenhang mit „historischem Gedächtnis“ im europäischen 

Kontext eingehen, gilt es zunächst darum, ein besseres Verständnis dieses Konzepts zu 

erlangen. Wie auch bei anderen Konzepten der Sozial- und Kulturwissenschaften ist dies 

keine einfache Aufgabe. Zwei Probleme ergeben sich unmittelbar aus dem Begriff selbst: 

erstens die Schwierigkeit, eine grundlegend individuelle Fähigkeit, nämlich das Erinnern, 

mit Öffentlichkeit zu verbinden und zu kollektivieren; zweitens die Überbrückung der Kluft 

zwischen Geschichte als wissenschaftlicher Disziplin, die sich darauf beruft, auf dem Prinzip 

der Objektivität und der Verarbeitung von Fakten zu beruhen, und dem Erinnern als von 

Natur aus subjektivem Vorgang.
3
 

 

Das erste Problem wurde durch die Einbeziehung des Begriffs „kollektives Gedächtnis“ in 

den wissenschaftlichen Diskurs angegangen. Im weitesten Sinne ist kollektives Gedächtnis 

als Ausdruck einer kollektiven Identität der gemeinsame Informationsbestand, der in den 

individuellen Erinnerungen einer Gruppe gespeichert ist; das heißt, das gemeinsame 

Gedächtnis einer Gruppe von Menschen, das von einer Generation zur nächsten 

weitergegeben werden kann und eine Grundlage bildet, von der die Gruppe „ein 

Bewusstsein ihrer Einheit oder Besonderheit ableiten kann“.
4
 Auf ähnliche, jedoch 

spezifischere Weise wurde historisches Gedächtnis definiert als „die Erinnerung oder 

Summe von Erinnerungen, bewusst oder unbewusst, an eine Erfahrung die durchlebt 

und/oder mythisiert wurde von einer lebenden Gemeinschaft, deren 

Vergangenheitsempfinden ein wesentlicher Bestandteil ihrer Identität ist“.
5
 

 

Unter den ersten, die Erinnerungen direkt einer kollektiven Einheit zuschrieben, war der 

französische Philosoph und Soziologe Maurice Halbwachs (1877-1945), der allgemein als 

der Pionier der Entwicklung des Begriffs des kollektiven Gedächtnisses betrachtet wird, und 

                                                           
1  Ein besonderer Dank für ihre Unterstützung bei der Aus- und Überarbeitung dieses Themenpapiers gilt 

meinen Kolleginnen Ana Maria Nogueira und Filipa Azevedo sowie meinem Kollegen Jonathan Little. 
2  Siehe Namer 1993. 
3  Pierre Nora hat diese Kluft einmal auf leicht provokative Weise wie folgt formuliert: „Gedächtnis trennt, 

Geschichte eint.“ Nora 2001, S. 686 
4  Assman 1995, S. 130 
5  „[…] le souvenir ou l’ensemble de souvenirs, conscients ou non, d’une expérience vécue et/ou mythifiée par 

une collectivité vivante de l’identité de laquelle le sentiment du passé fait partie intégrante.“ Nora 1978, 

S. 398 
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auf den sich die verschiedenen Zugänge und Prämissen auf dem Gebiet der 

„Gedächtnisstudien“ nach wie vor als wissenschaftliche Grundlage berufen. Bereits 1925 

vertrat Halbwachs in seinem Werk Les cadres sociaux de la mémoire
6
 die Ansicht, dass sich 

das individuelle Gedächtnis in Wechselwirkung mit den sozialen Netzwerken und der 

weiteren Gemeinschaft entwickle. Da es das Produkt gesellschaftlichen Wandels sei, sei 

Gedächtnis selbst ein Prozess im Sinne einer sich ständig ändernden Darstellung der 

Vergangenheit. In seinem einflussreichen Werk La Mémoire Collective (Das kollektive 

Gedächtnis)
7
 entwickelte er diese Theorie später weiter und erklärte, dass jedes Gedächtnis 

abhinge von: a) der Gruppe, in der man lebe, und b) dem Status, den man in dieser 

Gruppe genieße. Im Zuge des Erinnerns sei es unmöglich, sich und die eigenen 

Erinnerungen vom vorherrschenden kollektiven Denken zu lösen. Anders formuliert, er 

betrachtete kollektives Gedächtnis und individuelles Erinnern als von Natur aus verbunden: 

Während das kollektive Gedächtnis fortdauere und seine Stärke aus seinem Beruhen auf 

einer kohärenten Gruppe von Menschen zöge, seien es Individuen als Mitglieder einer 

Gruppe die sich erinnerten.
8
 

 

Der Frage nachgehend, wie wir uns an die Vergangenheit erinnern, wie die Vergangenheit 

im Bewusstsein eines Einzelnen und der Gesellschaft veranschaulicht oder dargestellt wird, 

und reflektierend über die Mechanismen involviert in der Formung von Gedächtnis, 

unterschied Halbwachs zwischen kollektivem und historischem Gedächtnis. Obwohl er 

historisches Gedächtnis als spezifische Form von kollektivem Gedächtnis anerkannte und 

ersteres als „Folge von Ereignissen, deren Erinnerung durch die nationale Geschichte 

bewahrt wird“
9
 definierte, betrachtete Halbwachs diese zwei Formen des Gedächtnisses 

gleichwohl als unterschiedlich. Er betrachtete kollektives Gedächtnis als „einen 

kontinuierlichen Denkfluss, einer Kontinuität, die nichts Künstliches aufweist, da sie von der 

Vergangenheit nichts weiter bewahrt als das, was noch im Bewusstsein der sie pflegenden 

Gruppe lebt oder in der Lage ist, darin zu leben“.
10

 Außerhalb von Zeit und Raum 

existierend, sei kollektives Gedächtnis kein elaboriertes Konstrukt und in ständigem Wandel 

begriffen. Es sei kein einzelnes vereinigtes Ganzes, sondern eine Sammlung von 

„Erinnerungen“, angepasst an verschiedene Gruppen und Interpretationen und von daher 

fluid sowie im Wesentlichen nach innen gekehrt. Historische Gedächtnis beschrieb er im 

Gegensatz dazu als etwas über spezifische Gruppen der Gesellschaft Hinausgehendes; 

etwas, das Erinnerung „formt“ und versucht, zu einer einzigen objektiven historischen 

Wahrheit mit einer ausgeprägten nach außen gewandten Perspektive zu gelangen. 

 

Halbwachs, der dem Gedanken der Universalität von Geschichte persönlich ablehnend 

gegenüberstand, empfand den Begriff „historisches Gedächtnis“ als einigermaßen 

unglücklich. Dennoch wurde „historisches Gedächtnis“ zur vielleicht bekanntesten aus der 

weiten Palette an Bedeutungen, die „kollektives Gedächtnis“ annehmen kann, und zur 

erfolgreichsten der sinnverwandten Bezeichnungen, die von diesem Konzept abgeleitet 

                                                           
6  Siehe Halbwachs 1925. 
7  Siehe Halbwachs 1997. Der Autor starb im März 1945 nach seiner Deportation nach Buchenwald und sein 

Werk Mémoire collective wurde erst nach seinem Tod veröffentlicht (1950). Für eine englische Ausgabe siehe 

Halbwachs 1980. 
8  Die Konzepte „kollektive Identität“ und „kollektives Gedächtnis“ werden meist im Zusammenhang mit 

Studien zur Nationsbildung verwendet, doch die Gruppe von Menschen, auf die Bezug genommen wird, kann 

ebenso von Regionen und Städten oder politischen Parteien verkörpert werden, um nur einige Alternativen zu 

nennen. 
9  „[…] suite des événements dont l’histoire nationale conserve le souvenir.“ Halbwachs 1997, S. 129 
10  „[…] un courant de pensée continu, d’une continuité qui n’a rien d’artificiel, puisqu’elle ne retient du passé 

que ce qui est encore vivant ou capable de vivre dans la conscience du groupe qui l’entretient.” Ebd., S. 131 
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sind.
11

 Diese Entwicklung steht nicht zuletzt im Zusammenhang mit strukturellen 

Veränderungen, die die Geschichtswissenschaft und andere verwandte Disziplinen seit dem 

Zweiten Weltkrieg durchlaufen haben; Veränderungen, die unter dem Stichwort cultural 

turn („kulturelle Wende“) zusammengefasst werden können und eine mögliche Lösung für 

das zweite oben genannte grundsätzliche Problem bieten: den Gegensatz von Geschichte 

und Gedächtnis.
12

 

 

Durch die Anerkennung der kausalen und sozial konstitutiven Rolle von kulturellen 

Prozessen wurde „Kultur“ im weiteren Sinne zu einem zentralen Forschungs- und 

Diskussionsthema. In diesem Zusammenhang hat sich der Fokus von (politischen, 

gesellschaftlichen, wirtschaftlichen) „Fakten“ zu „Kommunikation“ (von Bedeutungen, 

Werten usw.) und von einer positivistischen Erkenntnistheorie zu „Bedeutung“ verlagert. 

Forschungsansätze und -gegenstände haben sich in den letzten Jahrzehnten vervielfacht, 

und es wurde eine engere Verknüpfung mit den Sozial- und Sprachwissenschaften, der 

Psychologie usw. gesucht. Vor diesem Hintergrund ist „Gedächtnis“ für die historische 

Forschung immer mehr von Interesse geworden,
13

 und die Wechselbeziehung zwischen 

Geschichte und Gedächtnis kann heute im Sinne von Nexus und Bedingtheit statt als 

natürlicher Gegensatz betrachtet werden.
14

 Andere Autoren im Feld der historischen 

Gedächtnisstudien, deren Anzahl in den letzten Jahrzehnten so stark gestiegen ist, dass 

bereits Kritik an der „Gedächtnisindustrie“ geäußert wurde,
15

 gehen sogar noch weiter und 

setzen Geschichte und Gedächtnis gleich: Ist Geschichte nicht ohnehin ein Endprodukt von 

Erinnerung? Und ist das, was wir heute als Gedächtnis bezeichnen, vielleicht einfach 

(konstruierte) Geschichte? Pierre Nora beispielsweise, der vor allem durch seine Arbeiten 

zur französischen nationalen Identität und insbesondere mit seinem Werk Lieux de 

mémoire bekannt wurde, definiert Geschichte als Mittel, durch das moderne Gesellschaften 

vergangene Ereignisse festhalten und ordnen, die andernfalls aufgrund von 

Veränderungsprozesse vergessen werden würden.
16

 Die Idee des Festhaltens und Ordnens 

der Vergangenheit wurde insbesondere ab dem 19. Jahrhundert mit seinen raschen 

Veränderungen in Gesellschaft, Politik, Wirtschaft und Kultur wichtig, die Menschen dazu 

animierten, die Vergangenheit zu begreifen zu suchen. 

 

Sich an die Vergangenheit zu erinnern und zu verhindern, dass sie aus unserem Gedächtnis 

verschwindet, ist jedoch nicht unbedingt eine Frage des Untersuchens und Studierens von 

„historischer Wirklichkeit“, sondern verleitet uns möglicherweise dazu, die Wirklichkeit in 

einer Art und Weise zu rekonstruieren, die bestimmte Bedürfnisse befriedigt oder 

spezifische Zwecke erfüllt. Es lässt sich von daher argumentieren, dass Gedächtnis mehr 

oder weniger durch rekonstruierte Geschichte ersetzt wurde. Ein besonderer Zug solcher 

Rekonstruierungen der Vergangenheit und von Gedächtnis sind nicht zuletzt „erfundene 

                                                           
11  Eine Auswahl an mit „collective memory“ (kollektives Gedächtnis) verwandten Ausdrücken ist beispielsweise 

unter http://www.history.ucsb.edu/faculty/marcuse/classes/201/CollectiveMemoryDefinitions.htm zu finden. 

Nachstehend einige Beispiele: „collected memory“ (gesammelte Erinnerung), „commemoration” (Gedenken), 

„generational memory” (Generationsgedächtnis), „heritage” (Erbe), „historical consciousness” (historisches 

Bewusstsein) und „social memory” oder „public memory” (gesellschaftliches/öffentliches Gedächtnis). 
12  Für eine kurze Einführung in das Feld „Kulturgeschichte“ siehe etwa Arcangeli 2011. 
13

  Aus der umfangreichen Menge an Literatur sollen nur zwei Studien mit europäischem Schwerpunkt erwähnt 

werden: Müller 2002 und Eder/Spohn 2005. 
14  Siehe hierzu etwa Vigne 2006, S. 40. 
15  Scharfe Kritik an dem, was als Gedächtnisindustrie empfunden wird, wurde bereits um die Jahrtausendwende 

geäußert. Siehe beispielsweise Klein 2000. Siehe auch Winter 2000. Das ungebrochene Interesse an und die 
Bedeutung von historischen Gedächtnisstudien spiegelt sich nicht zuletzt darin wieder, dass spezifische 
wissenschaftliche Zeitschriften dem Feld gewidment sind, darunter History & Memory. Studies in 
Representation of the Past, herausgegeben seit 1998. Einen Ausblick in die Zukunft bietet Rosenfeld 2009. 

16  Siehe etwa Nora 1989. 

http://www.history.ucsb.edu/faculty/marcuse/classes/201/CollectiveMemoryDefinitions.htm
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Traditionen“: in der Gegenwart erfundene, aber auf die Vergangenheit projizierte 

Traditionen, die – in Form von historischer Fiktion – darauf zugeschnitten sind, aktuelle 

soziale Normen und Strukturen zu rechtfertigen und eigenes Handeln gegen internen und 

externen Druck zu verteidigen.
17

 Projizierung und Rechtfertigung sind Merkmale, die alle 

Arten des „historischen Gedächtnisses“ gemein haben: sich bewusst auf die Vergangenheit 

zurückzubeziehen und ihrer zu gedenken, um aktuelle Verhältnisse zu legitimieren – oder 

vielleicht etwas neutraler: ihnen „Sinn zu verleihen“ – und sie auf diese Weise 

zukunftsfähig zu machen. 

 

Ohne weiter auf Einzelheiten der gegenwärtigen wissenschaftlichen Diskussion über das 

Konzept von „historischem Gedächtnis“ und dessen Interpretation einzugehen, können 

dennoch einige Schlüsse gezogen werden: 

 

1) Man ist sich weitgehend einig darüber, dass historisches Gedächtnis eine Form von 

kollektivem Gedächtnis ist und als solches von individueller, privater oder 

persönlicher Erinnerung unterschieden werden kann. 

2) Obwohl allgemein anerkannt wird, dass historisches Gedächtnis auf die 

Vergangenheit ausgerichtet ist und eine gemeinsame Sicht darauf oder Teile davon 

liefert, entzieht sich der Begriff einer einheitlichen Definition. 

3) Historisches Gedächtnis sollte nicht als etwas Objektives und Unvoreingenommenes 

angesehen werden. Vielmehr enthält es einen ausgeprägten Grad an Subjektivität 

und stützt sich notwendigerweise auf Werturteilen. 

4) Folglich kann historisches Gedächtnis potenziell eine funktionale Rolle spielen, 

wodurch es nicht nur der politischen Auseinandersetzung um Erinnerung ausgesetzt 

ist, sondern auch der Gefahr, zum Instrument einer absichtlichen Missdeutung oder 

Falsifizierung von Geschichte zu werden. 

 

Mit diesen einführenden Anmerkungen soll zu einer kritischen Bewertung der Machbarkeit 

und der Herausforderungen eines gemeinsamen „europäischen historischen Gedächtnisses“ 

und zu einer Übersicht über bestehende politische Initiativen in dieser Hinsicht übergeleitet 

werden. 

                                                           
17  Zum Konzept „Erfindung von Tradition“ siehe Hobsbawm/Ranger 1992. „‚Erfundene Tradition‘ steht für eine 

Reihe von Praktiken, normalerweise von offen oder stillschweigend angenommenen Regeln bestimmt und von 

ritueller oder symbolischer Natur, die darauf abzielen, durch Wiederholung bestimmte Werte und 

Verhaltensnormen einzuprägen, was automatisch eine Kontinuität der Vergangenheit impliziert. Damit wird, 

sofern möglich, normalerweise versucht, Kontinuität mit einer dienlichen historischen Vergangenheit 

herzustellen […] Indes, insofern ein solcher Bezug auf eine historische Vergangenheit besteht, liegt die 

Besonderheit ‚erfundener‘ Traditionen darin, dass die Kontinuität damit weitgehend künstlich ist. Kurz gesagt, 

sie sind Antworten auf neuartige Situationen, die die Form eines Bezugs auf frühere Situationen annehmen 

oder durch quasi-obligatorische Wiederholung ihre eigene Vergangenheit erzeugen.“ Ebd., S. 1f. 



Europäisches historisches Gedächtnis: Politik, Herausforderungen und Perspektiven 
___________________________________________________________________________________________ 

13 

2. EUROPÄISCHE HISTORISCHE ERINNERUNG: 

HERAUSFORDERUNGEN UND AKTUELLE PRAKTIKEN 

2.1. Das Dilemma eines gesamteuropäischen historischen 

Gedächtnisses 

Auf nationaler Ebene ist aktiv praktizierte und von entsprechenden Politiken unterstützte 

historische Erinnerung ein weit verbreitetes Phänomen mit langer Tradition auf der ganzen 

Welt. Die aktuellen Formen des Erinnerns und Gedenkens der Vergangenheit können stark 

variieren, wie auch die hierfür bemühten Medien: Schul- und Textbücher, wissenschaftliche 

Literatur, Museen, historische Denkmäler, nationale Feiertage, künstlerische 

Ausdrucksformen (Musik, bildende Kunst, Theater), Radio und Film, etc. 

 

Kollektives historisches Gedächtnis auf nationaler Ebene ist typischerweise abhängig von 

dem jeweiligen Staats- oder Nationsbildungsprozess. Während die Nationsbildung dem 

kollektiven Gedächtnis deutliche historische Wendepunkte liefert, kann das historische 

Gedächtnis einen aktiven Beitrag zur Schaffung oder (Neu-)Strukturierung der nationalen 

Identität leisten.
18

 Es lässt sich etwa argumentieren, dass im Falle der Vereinigten Staaten 

die Unabhängigkeitserklärung von 1776 mindestens genauso viel zur Entstehung der 

„amerikanischen Nation“ beigetragen hat wie das über die Jahrhunderte hinweg gepflegte 

aktive Gedenken dieses historischen Ereignisses, vor allem im Kontext des jährlichen 

Unabhängigkeitstages, der am 4. Juli mit großem Pomp und Patriotismus gefeiert wird.
19

 

 

Die Kommemoration des Unabhängigkeitstages in den USA ist ein gutes Beispiel für 

historisches Gedächtnis im Allgemeinen, namentlich in dreierlei Hinsicht: 

1) Die Wechselbeziehung zwischen historischem Gedächtnis und Nation(-sbildung) ist 

typischerweise positiv dergestalt, dass bestimmte Momente der Vergangenheit als 

erfolgreich angesehen werden, beispielsweise ein Sieg über einen nationalen Feind 

oder die Abwehr von Gefahren von innen oder außen. Beispiele hierfür sind die 

Unterzeichnung der Magna Charta Libertatum und der Bill of Rights in England oder 

der Sieg der Sowjetunion über Deutschland im Jahr 1945, der in Russland noch 

heute jedes Jahr gefeiert wird. Alternativ kann affirmative Legitimität für eine 

bestehenden politischen Ordnung auch indirekt entstehen, indem gewisse negative 

oder sogar traumatische Erfahrungen der Vergangenheit als Gegensatz zur 

Gegenwart oder als deren Rechtfertigung dienen, wie zum Beispiel die polnische 

Erinnerung an ausländische Besetzung und Fremdherrschaft sowohl in der Folge der 

Teilungen des Landes in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts als auch des 

Molotow-Ribbentrop-Paktes von 1939, oder deutsche Vergangenheitsbewältigung 

nach Nationalsozialismus und Holocaust. 

 

2) Historisches Gedächtnis ist eher auf bestimmte Momente und Ereignisse in der 

Vergangenheit ausgerichtet als auf „die Geschichte“ an sich. Ein solcher 

Spezifizierungsprozess führt dazu, dass komplizierte historische Entwicklungen 

verengt, vereinfacht und essentialisiert werden, um sie für ein breiteres Publikum 

beziehungsweise den „Verbraucher“ fassbar und zugänglich zu machen. Gleichzeitig 

unterstützt er die politische Klasse dabei, den eigentlichen „Kern“ der Geschichte der 

                                                           
18  Zur artifiziellen Natur nationaler Identitäten siehe Benedict Andersons richtungsweisendes Werk Imagined 

Communities (Anderson 1983). 
19  Zur Unabhängigkeitserklärung und ihren Auswirkungen siehe beispielsweise Gerber 2002, Armitage 2007, 

Dupont/Onuf 2008. 
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betreffenden Gemeinschaft zu bestimmen. Die historischen Momente und Ereignisse, 

auf die man sich bezieht, sind im Allgemeinen solche von großer symbolischer 

Bedeutung, die politische und soziale Umbrüche markieren, welche den Bruch mit 

einem bestehenden System oder Ereignisstand markieren. Einem solchen Ansatz 

eigen ist die Bereitstellung eines selektiven Bildes der nationalen Vergangenheit, in 

dem langfristige historische Strukturen weitgehend zugunsten von bestimmten 

Ereignissen vernachlässigt werden und somit einer Histoire événementielle 

(„Ereignisgeschichte“) statt einem Longue-durée-Ansatz Vorrang eingeräumt wird
20

. 

 

3) Historisches Gedächtnis läuft nicht nur Gefahr, die Vergangenheit zu sehr zu 

vereinfachen, sondern auch nationale Geschichte zu erhöhen und Mythen um sie zu 

schaffen, womit sie zu einem „heiligen Objekt“ transformiert wird. Nationale 

Narrative der Vergangenheit tendieren dazu, historische Eventualitäten und 

Widersprüche wie auch die Tatsache zu vernachlässigen, dass es selbst im Fall von 

allgemein als wahrhaft „national“ angesehenen Ereignissen immer Gewinner und 

Verlierer gibt. Einerseits liegt es in der Natur der Sache, dass die Geschichte einer 

Nation – die notwendigerweise einen genuinen Teil der Geschichte ihrer individuellen 

Mitglieder bildet – von ihren Erben lieber mit Ruhm, Fortschritt oder heldenhaftem 

Widerstand gegen Ungerechtigkeit in Verbindung gebracht wird als mit Ehrlosigkeit, 

Rückschritt oder Unrechtmäßigkeit. Andererseits ermöglicht der Abbau von 

Komplexität und die Schaffung national(istisch)er Mythen um die eigene 

Vergangenheit die Kollektivierung von historischen Erfahrungen (siehe auch Punkt 2 

oben). Historisches Gedächtnis hängt stets mit Gemeinschaftsbildung zusammen. 

Der Verzicht auf die Vorstellung eines gemeinsamen nationalen 

„Erinnerungsbestands“ würde nicht nur den eigentlichen Begriff des kollektiven 

Gedächtnisses unterminieren, sondern auch die Vorstellung der Nation als 

Gemeinschaft mit geteilten Werten und Erfahrungen. 

 

Dennoch ist die Bildung eines historischen Gedächtnisses, trotz dessen Verbreitung und den 

umfangreichen Anstrengungen, die in Politik, Bildung und Kultur zu seiner Förderung 

unternommen werden, auch auf nationaler Ebene keine leichte Aufgabe. Beim näheren 

Betrachten wird gewahr, dass die meisten Gesellschaften – jene in der westlichen Welt 

eingeschlossen – weit weniger homogen sind, als sie auf den ersten Blick erscheinen 

mögen. Eine Reihe möglicher Trennungslinien macht ein gemeinsames historisches 

Gedächtnis zur Herausforderung: 

 Differenzen bezüglich sozialer Klasse, Bildung usw., was sich in einer 

unterschiedlichen Wahrnehmung der Vergangenheit widerspiegelt; 

 regionale Unterschiede (zum Beispiel Nord- und Südstaaten in den USA, Flandern 

und Wallonien in Belgien, Nordirland, Schottland, Wales und England im Vereinigten 

Königreich); 

 Minderheiten oder Einwanderergruppen, die eigene Traditionen, einschließlich 

Sprache, perpetuieren statt „akkulturiert“ zu werden. 

 

Trennungslinien dieser Art innerhalb einer bestimmten politischen Entität sind nicht leicht 

zu überwinden und manifestieren sich in der Schwierigkeit, allgemein anerkannte 

Wendepunkte der Vergangenheit zu finden, auf denen ein für alle gültiges „nationales 

Gedächtnis“ aufgebaut werden kann. 

 

                                                           
20  Der Ausdruck Longue durée, der von der französischen Annales-Schule geprägt wurde, beschreibt einen 

Ansatz der Untersuchung der Geschichte, bei dem der Schwerpunkt auf sich langsam entwickelnden 

Strukturen und Mentalitäten liegt anstatt auf „historischen Ereignissen“ und den Taten „großer Männer“. 
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Noch problematischer als jedes nationale historische Gedächtnis ist die kollektive 

Erinnerung an die Vergangenheit auf supranationaler Ebene, insbesondere in Europa. Wenn 

wir über Europa sprechen, erweist es sich als noch schwieriger, sich einen homogenen 

politischen Körper vorzustellen als innerhalb eines bestimmten Nationalstaates, trotz aller 

unbestreitbar bedeutenden Errungenschaften des europäischen Integrationsprozesses in 

den vergangenen Jahrzehnten. Mehr noch als nationale Geschichte kennt die oft gewaltvolle 

und von zahlreichen Kriegen geprägte Geschichte zwischen Länder konkrete Gewinner und 

Verlierer, deren Sichtweisen auf die Vergangenheit oft genau entgegengesetzt sind. Schon 

allein aus diesem Grund ist eine einfache Übertragung einer oder mehrerer spezifischer 

nationaler historischer Gedächtnisse auf die europäische Ebene unmöglich. 

 

Drei Alternativen erscheinen denkbar: 1) die Verschiedenheit und Parallelität des 

historischen Gedächtnisses der verschiedenen Länder in Europa mit allen damit 

zusammenhängenden Problemen einfach zu akzeptieren; 2) ein gemeinsames europäisches 

historisches Gedächtnis auf weit gefasste Topoi wie zum Beispiel „europäische Freiheit“ 

aufzubauen, welche ausreichend abstrakt sind, um mögliche Konflikte zu vermeiden, die 

jedoch aus demselben Grund Gefahr laufen, nicht länger als gemeinsame Referenzpunkte 

zu dienen, da sie zu vage sind und entsprechend verschiedene Deutungen zulassen; 3) ein 

vollkommen neues europäisches kollektives Gedächtnis auf der Grundlage klar definierter 

historischer Wendepunkte zu konstruieren. Letzteres scheint eine der zentralen 

Herausforderungen aktueller politischen Initiativen in Europa zu sein. 

 

2.2. Initiativen für eine europäische historische Erinnerung 

Versuche, den bestehenden nationalen kollektiven Identitäten und Erinnerungen eine 

transnationale Komponente hinzuzufügen, haben die europäischen politischen Eliten seit 

den Anfängen der europäischen Integration unternommen. Traditionell erwiesen sich drei 

Referenzpunkte als wichtig: 

1) allgemeine Vorstellungen von „europäischem Erbe“, die die Rolle einer gemeinsamen 

Kultur als das entscheidende Element der europäischen Identität hervorheben, 

wobei von der Fokussierung auf ein bestimmtes Element oder einen spezifischen 

historischen Zeitraum Abstand genommen wird;
21

 

2) die beiden Weltkriege, deren Schrecken den Anlass zur Schaffung „Europas“ als 

supranationales Friedensprojekt boten, geschaffen, um vergleichbare Kulminationen 

von radikalem Nationalismus zukünftig zu vermeiden;
22

 

 

 

                                                           
21  Siehe beispielsweise das Dokument über die europäische Identität, das im Oktober 1973 auf dem Gipfel von 

Kopenhagen (Rat 1973) von den europäischen Staats- und Regierungschefs angenommen wurde. Zu den 

jüngeren europäischen Maßnahmen in dieser Hinsicht zählt das Europäische Kulturerbe-Siegel. Zur Schaffung 

einer Maßnahme der Europäischen Union für das Europäische Kulturerbe-Siegel im November 2011 siehe 

EP/Rat 2011. Die Initiative „Kulturhauptstadt Europas“ nimmt ebenfalls die zentrale Idee eines bestehenden 

gemeinsamen, wenn auch verschiedenartigen, europäischen Erbes auf. Eine kurze Zusammenfassung der 

Geschichte der Initiative findet sich unter http://ec.europa.eu/culture/our-programmes-and-

actions/doc443_de.htm. 
22  Die Schuman-Erklärung vom 9. Mai 1950 kann als Ausdruck einer solchen Logik betrachtet werden. Die 

Erklärung selbst folgte auf eine lange, ins 19. Jahrhundert zurückreichende Denktradition, die für eine 

europäische (Kon-)Föderation zur Überwindung von Nationalismus in Europa argumentierte. Vgl. 

beispielsweise Winston Churchills berühmte Forderung nach Schaffung der „Vereinigten Staaten von Europa“ 

in einer Rede an der Universität Zürich am 19. September 1946. 

http://ec.europa.eu/culture/our-programmes-and-actions/doc443_en.htm
http://ec.europa.eu/culture/our-programmes-and-actions/doc443_en.htm
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3) die europäische Integration selbst, deren historische Errungenschaften der 

Europäischen Union als Quelle der eigenen Legitimität dienen und durch ihre 

offiziellen Symbole (europäische Flagge, europäische Hymne und Europatag) 

bekräftigt werden.
23

 

 

Indes wurde das Potenzial, nicht nur europäische Bürgerschaft, sondern auch europäische 

Identität und ein kollektives historisches Gedächtnis als wesentliches Element der Stärkung 

und Sicherung des europäischen Integrationsprozesses zu fördern, erst um die Wende des 

21. Jahrhunderts vollumfänglich erkannt. Insbesondere das Scheitern des ehrgeizigen 

Projekts einer „Verfassung für Europa“, dem mit der Ablehnung des Verfassungsentwurfs 

im Jahr 2005 durch die Volksabstimmungen in Frankreich und den Niederlanden der 

Todesstoß versetzt wurde, was als Ausdruck wachsender öffentlicher Politikverdrossenheit 

gegenüber der Europäischen Union betrachtet werden konnte,
24

 bewies die Notwendigkeit 

entschiedenen politischen Vorgehens über die bis dahin hauptsächlich symbolische Politik 

hinaus. 

 

In der Folge und, unter anderem, nach einer vorhergehende detaillierten qualitativen 

Studie finanziert von der Europäischen Kommission über Die Europäer, Kultur und 

kulturelle Werte, die 27 europäische Länder umfasste,
25

 wurde im Dezember 2006 durch 

den Beschluss 1904/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ein neues 

Bürgerschaftsprogramm lanciert. Durch das Programm „Europa für Bürgerinnen und 

Bürger“ (Zeitraum 2007 bis 2013)
26

 wurde der rechtliche Rahmen zur Unterstützung einer 

breiten Palette von Aktivitäten und Organisationen geschaffen, die „aktive europäische 

Bürgerschaft“ fördern, womit die Einbeziehung von Bürgerinnen und Bürgern und 

zivilgesellschaftlicher Organisationen in den europäischen Integrationsprozess gemeint ist. 

Zu den allgemeinen Zielen des Programms
27

 zählt „ein Verständnis für eine europäische 

Identität [zu] entwickeln, die auf gemeinsamen Werten, gemeinsamer Geschichte und 

gemeinsamer Kultur aufbaut”.
28

 Spezifischer zielt das Programm in dieser Hinsicht darauf 

ab, 

 „Menschen aus lokalen Gemeinschaften aus ganz Europa zusammen[zu]bringen, 

damit sie [...] aus der Geschichte lernen und die Zukunft gestalten können“, und 

 „Europa den Bürgern näher [zu] bringen, indem europäische Werte und 

Errungenschaften gefördert werden und gleichzeitig die Erinnerung an die 

Vergangenheit Europas bewahrt wird“.
29

 

 

 

 

                                                           
23  Diese Symbole, die bereits in den 1950er- und 1960er-Jahren vom Europarat verwendet worden waren, 

wurden im Juni 1985 offiziell vom Europäischen Rat angenommen, womit er die entsprechenden Vorschläge 

des Ad-hoc-Ausschusses für ein Europa der Bürger übernahm, der im Jahr 1984 geschaffen worden war und 

sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusammengesetzt hatte (bekannt als „Adonnino-Ausschuss“ nach 

seinem Vorsitzenden Pietro Adonnino). Für den Ausschussbericht siehe Rat 1985. 
24  Zum Ringen um eine „Verfassung für Europa“ und ihrem Scheitern in den Volksabstimmungen in Frankreich 

und den Niederlanden siehe etwa O’Neill 2009, Pusca 2009. Siehe auch Crum 2012. 
25  Siehe Kommission 2006. 
26  Siehe EP/Rat 2006. Zwei Jahre später wurde der Beschluss durch Beschluss Nr. 1358/2008/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates geringfügig geändert (siehe EP/Rat 2008). 
27  Für eine Zusammenfassung des Hauptziels des Programms siehe auch folgende Websites: 

http://eacea.ec.europa.eu/citizenship/programme/objectives_de.php und 
http://europa.eu/legislation_summaries/justice_freedom_security/citizenship_of_the_union/l29015_de.htm. 

28  EP/Rat 2006, Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b 
29  Ebd., Artikel 2 Buchstaben a und c. 

http://eacea.ec.europa.eu/citizenship/programme/objectives_en.php
http://europa.eu/legislation_summaries/justice_freedom_security/citizenship_of_the_union/l29015_en.htm
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Aufgrund der Bedeutung, die dem historischen Gedächtnis zugeschrieben wird, ist eine der 

vier Aktionen des Programms explizit der „Aktive[n] europäischen Erinnerung“ gewidmet.
30

 

Mit dieser Aktion soll aktive europäische Erinnerung gefördert und erhalten werden, 

insbesondere durch die Unterstützung von Projekten, die der Erhaltung früherer 

Konzentrationslager sowie wichtiger mit Massendeportationen in Verbindung stehender 

Stätten und Archiven dienen, und der Opfer der mit dem Nationalsozialismus und dem 

Stalinismus verbundenen Massenvernichtungen und Massendeportationen gedacht werden. 

Dieser spezifische historische Fokus basiert auf der Annahme, dass: 1) es zum 

vollständigen Verständnis der Bedeutung grundlegender Prinzipien Europas bzw. der 

Europäischen Union wie Freiheit, Demokratie und Achtung der Menschenrechte äußerst 

wichtig ist, dass man sich an die Verletzung dieser Prinzipien durch die totalitären Systeme 

des 20. Jahrhunderts erinnert; 2) nur wenn die Bürgerinnen und Bürger für die gewalttätige 

Vergangenheit Europas und insbesondere für den Zweiten Weltkrieg sensibilisiert werden, 

diese ernsthaft über die Ursprünge der EU, der Geschichte der europäischen Integration als 

einem Projekt der Zivilisierung, das den Frieden zwischen seinen Mitgliedern bewahrt, und 

schließlich das heutige Europa reflektieren und so die Vergangenheit hinter sich lassen und 

die Zukunft gestalten können. 

 

Jedoch wird die tatsächliche Rolle, die historischer Erinnerung innerhalb des Programms 

zukommen, durch die Tatsache relativiert, dass, obwohl sie den anderen Aktionen formell 

gleichwertig ist, nur 4 % der gesamten Finanzausstattung in Höhe von 215 Mio. EUR
31

 für 

„Aktive europäische Erinnerung“ ausgegeben wird, weit weniger als für jede der anderen 

Aktionen. Dies war auch einer der Hauptmängel, die in der Zwischenbewertung des 

Programms im Jahr 2010 genannt wurden, wo Hervorhebung fand, dass die verfügbaren 

Mittel eindeutig nicht der kontinuierlich hohen Anzahl an Anträgen entspreche, mit einem 

besonders hohen Niveau unbefriedigter Nachfrage insbesondere bezüglich Aktion 4 „Aktive 

europäische Erinnerung“.
32

 

 

Dies hat die Kommission dazu veranlasst, den Status und die finanziellen Mittel des 

Bereichs „Geschichtsbewusstsein“ in der nächsten Generation des Programms „Europa für 

Bürgerinnen und Bürger“ (2014-2020), das im Dezember 2011 vorgestellt wurde 

(COM(2011) 884 final)
33

 und sich im Rat und im Europäischen Parlament derzeit in der 

Endphase des Gesetzgebungsverfahrens befindet, zu erhöhen.
34

 Die gewachsene 

Bedeutung von historischem Gedächtnis ergibt sich allein daraus, dass 

„Geschichtsbewusstsein und europäische Bürgerschaft“ nun einer von nur noch zwei 

angestrebten Programmteilen ist, während der andere den Titel „Demokratisches 

Engagement und Bürgerbeteiligung“ trägt. Im Zuge der Straffung der Aktionen wurde auch 

die für den Bereich Geschichtsbewusstsein vorgeschlagene Finanzausstattung bedeutend 

                                                           
30  Die anderen drei Aktionen lauten: „Aktive Bürger für Europa“ (Aktion 1), „Aktive Zivilgesellschaft in Europa“ 

(Aktion 2) und „Gemeinsam für Europa“ (Aktion 3). Historische Erinnerung wird teilweise auch von Aktion 3 

abgedeckt, durch die – unter anderem – Veranstaltungen mit großer Öffentlichkeitswirkung wie zum Beispiel 

Gedenkfeiern historischer Ereignisse unterstützt werden. Für eine detaillierte Beschreibung des Programms 

einschließlich der Einreichungs- und Auswahlverfahren siehe den Programmleitfaden (EACEA 2011a). 
31  Die Haushaltsbehörde hat im Jahreshaushaltsplan 2009 (3 Mio. EUR) und 2010 (1,775 Mio. EUR) zusätzliche 

Mittel bereitgestellt, womit sich der Gesamthaushalt des Programms (Stand 2010) auf 219,775 Mio. EUR 
erhöht. 

32  Für den vollständigen Evaluierungsbericht siehe Ecorys 2010. Für den offiziellen Bericht über die 
Halbzeitüberprüfung, der am 1. März 2011 für den Rat, das EP, den EWSA und den AdR erstellt wurde, siehe 
Kommission 2011a. Siehe auch den Abschlussbericht über die Wirkung des Programms „Europa für 
Bürgerinnen und Bürger“, veröffentlicht im Juli 2013 (Kommission 2013). 

33  Siehe Kommission 2011b. Für eine Bewertung des neuen Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ 
siehe die Publikation Europa für Bürgerinnen und Bürger des Europäischen Parlaments (EP 2012). 

34  Für weiterführende Informationen zum aktuellen Stand des Gesetzgebungsverfahrens siehe 

http://www.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2011/0436%28APP%29&l=en#tab-0. 

http://www.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2011/0436%28APP%29&l=en#tab-0
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erhöht und beläuft sich nun auf rund 18,6 % des Gesamthaushalts in Höhe von 

229 Mio. EUR im Vergleich zu 4 % des Gesamthaushalts des Vorgängerprogramms (2007-

2013). Nichtsdestotrotz würde die Verteilung der operativen Mittel, die für die zu 

finanzierenden Aktionen reserviert sind und die sich auf 206 Mio. EUR belaufen, damit 

dennoch weitgehend unausgeglichen bleiben.
35

 

 

Darum schlug der für Kultur und Bildung zuständige Ausschuss (CULT) des Europäischen 

Parlaments eine weitere Erhöhung der für Geschichtsbewusstsein verfügbaren Mittel vor 

und forderte, diesem Bereich rund 25 % (57,25 Mio. EUR) des Gesamthaushalts 

zuzuerkennen, sowohl auf Kosten von Bereich 2 „Demokratisches Engagement und 

Bürgerbeteiligung“ (60 % bzw. 137,4 Mio. EUR im Vergleich zu 139,45 Mio. EUR im 

Kommissionsvorschlag) und insbesondere der bereichsübergreifenden Aktion zur 

Verbreitung und Vervielfachung der Ergebnisse (5 % bzw. 11,45 Mio. EUR im Vergleich zu 

23,95 Mio. EUR im Kommissionsvorschlag).
36

 In einem Änderungsantrag zur Präambel 

argumentierte der Ausschuss: „Eine ausgewogene Verteilung der finanziellen Mittel 

zwischen den beiden Bereichen des Programms ist sowohl erstrebenswert als auch 

angemessen, da die Arbeit an dem allen Europäern gemeinsamen Erbe und ein 

gemeinsames kollektives Gedächtnis sowohl des Leidens als auch des Erfolgs nicht weniger 

als Maßnahmen, die direkt auf die Förderung der Bürgerbeteiligung abzielen, zur 

Entstehung einer europäischen staatsbürgerlichen Kultur beitragen können.“
37

 

 

Auch in anderer Hinsicht unternahm der CULT-Ausschuss einen Vorstoß, um das 

(historische) Gedenken im neuen Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ weiter 

aufzuwerten, nämlich durch: 

1) die Betonung, „dass die Erinnerung an die Vergangenheit wach gehalten werden 

muss, um auf diese Weise die Vergangenheit zu überwinden und die Zukunft zu 

gestalten“; dementsprechend wird auf die Bedeutung „historischer, kultureller und 

interkultureller Aspekte“ als auch den „bestehenden Zusammenhang zwischen 

Geschichtsbewusstsein und europäischer Identität“ abgehoben;
38

 

 

2) die Hervorhebung des Bereichs Geschichtsbewusstsein im Programms bereits in den 

allgemeinen Zielen, in denen die „Förderung des Verständnisses der Bürger für die 

Union und Stärkung ihres Zugehörigkeitsgefühls zu einem in seiner Vielfalt geeinten 

Europa über das Gedenken, damit allmählich ein Bewusstsein für die gemeinsame 

Geschichte entsteht“ explizit als eines der Hauptziele definiert wird;
39

 

                                                           
35  Die Differenz von 23 Mio. EUR zwischen den operativen Mitteln und dem Gesamthaushalt – etwas mehr als 

10 % des letzteren – sind für „Verwaltungsmittel“ vorgesehen. 
36  Siehe Entwurf einer legislativen Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem Vorschlag für eine 

Verordnung des Rates über das Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ für den Zeitraum 2014-

2020. In: EP 2013, S. 5-46. 
37  Ebd., Änderungsantrag 8b. 
38  Ebd., Änderungsantrag 8a. 
39  Ebd., Änderungsantrag 26. Das zweite allgemeine Ziel, das vorgeschlagen wurde, ist die „Förderung der 

europäischen Bürgerschaft und Verbesserung der Bedingungen für demokratische Bürgerbeteiligung und 

interkulturellen Dialog auf EU-Ebene über ein besseres Kennenlernen der Organe, der Strategien und der 

Politik der EU“. Im Kommissionsvorschlag war auf weniger verpflichtende Art und Weise die „ Stärkung des 

Geschichtsbewusstseins und größere Bürgerbeteiligung auf EU-Ebene“ als allgemeines Ziel des neuen 

Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ definiert worden. Hinsichtlich der spezifischen Ziele wird im 

Entschließungsentwurf des Parlaments auch die Rolle der Geschichte – und der Kultur im Allgemeinen – auf 

explizitere Art und Weise herausgearbeitet als im Kommissionsvorschlag. Siehe Änderungsantrag 29: 

„1. Stärkere Sensibilisierung für Geschichtsbewusstsein, gemeinsame Geschichte, kulturelles Erbe, Identität 

und die Zielsetzung der Union, Frieden, Toleranz, gegenseitiges Verständnis, ihre Werte, ihre kulturelle und 

sprachliche Vielfalt und das Wohlergehen ihrer Völker zu fördern, indem sie Debatten, Aktionen, Reflexion 

und den Aufbau von Netzen sowie die Zusammenführung von Menschen aus lokalen Gemeinschaften und 



Europäisches historisches Gedächtnis: Politik, Herausforderungen und Perspektiven 
___________________________________________________________________________________________ 

19 

3) die Neuausrichtung des Fokus des ersten Bereichs des Programms auf historisches 

Gedächtnis beziehungsweise Gedenken, beispielsweise durch die Umbenennung in 

„Förderung des Bewusstseins für die europäische Geschichte und Entwicklung einer 

europäischen Identität und eines Zugehörigkeitsgefühls zur Union“ (statt 

„Geschichtsbewusstsein und europäische Bürgerschaft“)
40

 und die tatsächliche 

Verwendung des Begriffs im Text, was vorher nicht der Fall war.
41

 

 

Gleichzeitig folgte das Europäische Parlament im Wesentlichen dem Kommissionsvorschlag, 

den Fokus des Bereichs Geschichtsbewusstsein auszuweiten, sodass dieser auch 

„Aktivitäten zu anderen wichtigen Momenten der jüngeren europäischen Geschichte“
42

 

einbezieht, während er weiterhin hauptsächlich auf die totalitären Systeme des 

20. Jahrhunderts ausgerichtet bleibt. Demzufolge sind die Mittel in diesem Bereich vor 

allem für „Initiativen [...], die sich mit den Ursachen für die totalitären Regime in der 

neueren Geschichte Europas (vor allem, aber nicht ausschließlich Nationalsozialismus und 

Kommunismus, einschließlich des Stalinismus) und dem Gedenken an die Opfer 

beschäftigen“, vorgesehen.
43

 

 

Mit der Festlegung des Nationalsozialismus, insbesondere des Holocausts, und des 

Stalinismus als den Hauptobjekten des europäischen historischen Gedächtnisses folgt das 

Europäische Parlament früheren politischen Initiativen in diese Richtung. Nach 

vorangegangenen Entschließungen über Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und 

                                                                                                                                                                                          
Vereinen in ganz Europa, damit sie Erfahrungen teilen und austauschen und aus der Geschichte lernen, 

anregt“, gegenüber der ursprünglichen Fassung: „1. Stärkere Sensibilisierung für das Geschichtsbewusstsein 

und die Geschichte, Identität und Zielsetzung der Europäischen Union durch die Förderung von Debatten, 

Reflexion und Vernetzung“. 
40  Ebd., Änderungsantrag 57. 
41  Vgl. ebd., Änderungsantrag 59: „Insbesondere werden Maßnahmen bevorzugt, die zu Toleranz, 

gegenseitigem Verständnis über interkulturellen Dialog, Versöhnung und historischem Gedenken aufrufen 

sowie das Zugehörigkeitsgefühl zur Union fördern, um die Vergangenheit zu überwinden und die Zukunft zu 

gestalten, und die sich insbesondere an die jüngere Generation wenden und zur Bekämpfung von Rassismus 

und Intoleranz beitragen.“ Ursprünglich war wie folgt formuliert worden: „Insbesondere werden Maßnahmen 

bevorzugt, die zu Toleranz und Versöhnung aufrufen und sich an die jüngere Generation wenden.“ 
42  Siehe Anhang Teil 1 Abschnitt 1 Absatz 2 des Kommissionsvorschlags. Der CULT-Ausschuss entschied sich für 

eine leicht abgeänderte und längere Formulierung: „Aktivitäten zu anderen prägenden Augenblicken der 

jüngeren europäischen Geschichte und zu wichtigen Meilensteinen der europäischen Integration“. Entwurf 

einer legislativen Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem Vorschlag für eine Verordnung des 

Rates über das Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ für den Zeitraum 2014-2020. In: EP 2013, S. 

5-46, hier Änderungsantrag 59. 
43  Siehe Anhang Teil 1 Abschnitt 1 Absatz 2 des Kommissionsvorschlags. Der Entschließungsentwurf des 

Europäischen Parlaments spezifiziert: „[...] Initiativen [...], die Anreize für die Erörterung und Diskussion der 

Ursachen der totalitären Regime in der neuesten Geschichte Europas setzen (vor allem, aber nicht 

ausschließlich des Nationalsozialismus, der zum Holocaust führte, und totalitärer kommunistischer Regime, 

einschließlich des Stalinismus) und die dem Gedenken an die Opfer der Verbrechen dieser Regime dienen.“ 

Entwurf einer legislativen Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem Vorschlag für eine Verordnung 

des Rates über das Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ für den Zeitraum 2014-2020. In: 

EP 2013, S. 5-46, hier Änderungsantrag 59. „Nationalsozialismus“ und „Stalinismus“ sind selbst alles andere 

als unproblematische Begriffe, die bis heute andauernde Diskussionen über die Bestimmung einer 

angemessenen Terminologie für die totalitären Systeme des 20. Jahrhunderts widerspiegeln. Zu den 

diskutierten Fragen gehören: Dient der Begriff „Nationalsozialismus“ als Metaterminologie, die auch den 

italienischen Faschismus oder vielleicht sogar Francos Herrschaft in Spanien einschließt? Sollte vielleicht 

besser „Faschismus“ als „Nationalsozialismus“ verwendet werden? Bezieht sich „Stalinismus“ allein auf das 

von Josef Stalin geschaffene und kontrollierte Regime in der Sowjetunion, oder ist es ein Synonym für alle 

Arten totalitärer kommunistischer Regime? Wäre der Begriff „Bolschewismus“ vielleicht eine Alternative? Im 

vorliegenden Text bezieht sich „Stalinismus“ vorrangig auf den totalitären Kommunismus Stalins in der 

Sowjetunion, „Nationalsozialismus“ – und nicht „Nazismus“, ein Begriff, der in der wissenschaftlichen 

Literatur nicht sehr verbreitet ist – auf Hitlers Herrschaft in Deutschland zwischen 1933 und 1945. Das soll 

aber keineswegs das Vorhandensein anderer Formen totalitärer Regime im 20. Jahrhundert in Frage stellen. 
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Antisemitismus
44

 und im Gefolge der Erklärung des Internationalen Forums von Stockholm 

über den Holocaust (26.-28. Januar 2000)
45

 gab das Europäische Parlament im Juli 2000 

eine Erklärung zur Erinnerung an den Holocaust (Abl. C 121 vom 24.4.2001, S. 503)
46

 

heraus, in der letzterer als einzigartiges historisches Ereignis erklärt wurde, das „die 

Grundfesten der Zivilisation fundamental erschüttert hat und nie aus dem kollektiven 

Gedächtnis gelöscht werden darf“.
47

 Entsprechend wurden die Kommission und der Rat in 

der Erklärung aufgefordert: 

“1. „die Bemühungen um die Förderung der Behandlung des Holocaust an den Schulen und 

um das Wachhalten der Erinnerung an ihn sowie um seine Erforschung sowohl in jenen 

Ländern zu verstärken, die bereits viel in dieser Beziehung getan haben, als auch in jenen, 

die sich an diesen Bemühungen beteiligen wollen;“ 

“2. „die Untersuchungen über den Holocaust in all seinen Aspekten zu fördern;“ und auch 

“3. „geeignete Formen der Erinnerung an den Holocaust zu fördern, u.a. durch einen 

jährlichen Europäischen Tag der Erinnerung an den Holocaust“.
48

 

 

In der Entschließung des Europäischen Parlaments zum Gedenken an den Holocaust sowie 

zu Antisemitismus und Rassismus von 2005
49

 wurde erneut auf die einzigartige Bedeutung 

des Holocaust als historischem Referenzpunkt hingewiesen. Mit der Betonung, dass „Europa 

seine Geschichte nicht vergessen darf“, wird in der Entschließung erklärt, „dass die von den 

Nationalsozialisten errichteten Konzentrations- und Vernichtungslager zu den 

abscheulichsten und schmerzlichsten Seiten der Geschichte unseres Kontinents gehören“, 

und „dass die in Auschwitz begangenen Verbrechen im Gedächtnis künftiger Generationen 

weiterleben müssen, als Warnung vor einem solchen Völkermord, der seine Wurzeln in der 

Verachtung anderer Menschen, in Hass, Antisemitismus, Rassismus und Totalitarismus 

hat“.
50

 Das Europäische Parlament forderte daher den Rat, die Kommission und die 

Mitgliedstaaten auf, „insbesondere bei jungen Menschen das Bewusstsein für die Geschichte 

und die Lehren aus dem Holocaust“ zu schärfen. Vorgeschlagen wurde unter anderem, dass 

„die Aufklärung über den Holocaust und die Unionsbürgerschaft als Pflichtthemen in die 

Lehrpläne der Schulen in der gesamten Europäischen Union aufgenommen werden“, dass 

„gewährleistet wird, dass die Behandlung des Zweiten Weltkriegs im Schulunterricht in den 

25 EU-Ländern mit äußerster historischer Genauigkeit erfolgt“, und dass „der 27. Januar 

[...] zum Europäischen Holocaustgedenktag erklärt wird“.
51

 Letzteres wurde auf 

internationaler Ebene durch die Resolution 60/7 der Generalversammlung der Vereinten 

                                                           
44  Siehe insbesondere EP 1994, EP 1995a, EP 1995b, EP 1997 und EP 2000. 
45  Während des hochrangigen Stockholmer Internationalen Holocaust-Forums (Stockholm International Forum 

on the Holocaust) wurde einstimmig eine gemeinsame Erklärung angenommen, die als Gründungsdokument 

der Task Force für Internationale Zusammenarbeit zum Holocaust: Bildung, Forschung und Gedenken (Task 

Force for International Cooperation on Holocaust Education, Remembrance and Research, ITF) – seit 

Januar 2013 Internationale Allianz zum Gedenken des Holocaust (International Holocaust Remembrance 

Alliance, IHRA) – als intergouvernementaler Organisation diente. Die Erklärung betonte die Wichtigkeit, „die 

schreckliche Wahrheit über den Holocaust gegenüber denjenigen, die ihn verleugnen“, zu bewahren 

(Artikel 3) und die Erinnerung an den Holocaust als einen „Prüfstein unseres Verständnisses der Fähigkeit des 

Menschen zu guten und bösen Taten“ (Artikel 2) wachzuhalten. Die Erklärung forderte mehr Unterricht und 

Bildung in Sachen Holocaust (Artikel 5), und brachte die Verpflichtung ihrer Unterzeichner zum Ausdruck, 

den „Opfern des Holocaust zu gedenken und jene zu ehren, die sich gegen ihn gestellt haben“, sowie „in 

unseren Ländern geeignete Formen der Erinnerung an den Holocaust, einschließlich eines jährlichen Tags der 

Erinnerung an den Holocaust, zu unterstützen“ (Artikel 6). Die Erklärung ist auf der Website der IHRA zu 

finden: http://www.holocaustremembrance.com/about-us/stockholm-declaration. 
46  Siehe EP 2000. 
47  Ebd., Erwägung A. 
48  Ebd., Artikel 1-3. 
49  Siehe EP 2005a. 
50  Ebd., Erwägung B. 
51  Ebd., Artikel 5. 

http://www.holocaustremembrance.com/about-us/stockholm-declaration
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Nationen vom 1. November 2005 verwirklicht, mit der ein besonderer Gedenktag für die 

Opfer des Holocaust eingeführt wurde.
52

 

 

In den Jahren 2008/2009 arbeitete das Europäische Parlament aktiv darauf hin, den 

Holocaustgedenktag durch einen Europäischen Tag zum Gedenken an die Opfer des 

Stalinismus und des Nationalsozialismus zu ergänzen. Nach der Resolution 1481 des 

Europarates (Notwendigkeit der internationalen Verurteilung von Verbrechen totalitärer 

kommunistischer Regime, 25. Januar 2006),
53

 der öffentlichen europäischen Anhörung über 

Verbrechen totalitärer Regime, die im April 2008 vom slowenischen Vorsitz des Rates der 

Europäischen Union und der Kommission organisiert wurde,
54

 und der Prager Erklärung 

zum Thema „Europas Gewissen und der Kommunismus“, die am 3. Juni 2008 von 

prominenten europäischen Politikern und Intellektuellen unterzeichnet wurde, forderte die 

Entschließung des Europäischen Parlaments vom 2. April 2009 zum „Gewissen Europas und 

zum Totalitarismus“
55

 den 23. August – den Tag der Unterzeichnung des Molotow-

Ribbentrop-Pakts im Jahr 1939 – „zum europaweiten Gedenktag an die Opfer aller 

totalitären und autoritären Regime“ zu erklären.
56

 

 

In der Entschließung, die die bisher deutlichste Positionierung des Europäischen Parlaments 

zum Thema eines europäischen historischen Gedächtnisses darstellt, wird eingeräumt, 

„dass völlig objektive Auslegungen historischer Tatsachen nicht möglich sind“ und „dass 

keine politische Institution und keine Partei ein Monopol für die Auslegung der Geschichte“ 

besitzen sollte, weshalb „offizielle politische Auslegungen historischer Fakten“, die „durch 

Mehrheitsbeschlüsse von Parlamenten aufgezwungen werden“ Ablehnung finden.
57

 

Gleichzeitig betont das Europäische Parlament jedoch, „dass die Erinnerung an die 

tragische Vergangenheit Europas wach gehalten werden muss, um die Opfer zu ehren, die 

Täter zu verurteilen und die Fundamente für eine Aussöhnung auf der Grundlage von 

Wahrheit und Erinnerung zu legen“
58

, indem es erklärt, „dass die dominierende historische 

Erfahrung Westeuropas der Nazismus war“, während „die Länder Mittel- und Osteuropas 

sowohl den Kommunismus als auch den Nazismus erfahren haben“
59

. Die Errungenschaften 

der europäischen Integration nach dem Krieg werden als direkte Antwort und reale 

Alternative für „das Leiden [...], das von zwei Weltkriegen und der Tyrannei des 

Nationalsozialismus verursacht wurde, die zum Holocaust sowie zur Ausbreitung totalitärer 

und undemokratischer kommunistischer Regime in Mittel- und Osteuropa führten“, 

beschrieben.
60

 Es wird jedoch argumentiert, „dass Europa erst dann vereint sein wird, wenn 

es imstande ist, zu einer gemeinsamen Sicht seiner Geschichte zu gelangen, Nazismus, 

Stalinismus und faschistische sowie kommunistische Regime als gemeinsames Erbe 

                                                           
52  Siehe UNO 2005. In der Resolution zum Internationalen Holocaustgedenktag, der jährlich am 27. Januar zum 

Gedenken an die Befreiung des Konzentrationslagers Auschwitz-Birkenau durch die sowjetische Armee im 

Jahr 1945 begangen wird, wurde jedes Mitglied der Vereinten Nationen dazu aufgefordert, die Erinnerung an 

den Holocaust zu ehren, und die Entwicklung eines auf dessen Geschichte zugeschnittenen 

Bildungsprogramms befürwortet. 
53  Siehe Europarat 2006. 
54  Für den vollständigen Anhörungsbericht siehe Jambrek 2008. 
55  EP 2009, Artikel 15. Die Entschließung wurde im Europäischen Parlament mit 533 Ja-Stimmen, 44 Nein-

Stimmen und 33 Enthaltungen angenommen. 
56  Ebd., Artikel 15. Diese besondere Aufforderung in der Entschließung aus dem Jahr 2009 folgte auf die 

Erklärung des Europäischen Parlaments zur Ausrufung des 23. August zum Europäischen Gedenktag an die 

Opfer von Stalinismus und Nazismus (23. September 2008), die von 409 Mitgliedern des Europäischen 

Parlaments unterzeichnet wurde. Siehe EP 2008. 
57  EP 2009, Erwägungen A-C. 
58  Ebd., Erwägung F. 
59  Ebd., Erwägung H. 
60  Ebd., Erwägung I. 
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anerkennt und eine ehrliche und tiefgreifende Debatte über deren Verbrechen im 

vergangenen Jahrhundert führt“.
61

 Dementsprechend wird in der Entschließung 

unterstrichen, „wie wichtig es ist, das Gedenken an die Vergangenheit wach zu halten, da 

es keine Aussöhnung ohne Wahrheit und Erinnerung geben kann“,
62

 und gefordert, 

„weitere Bemühungen zu unternehmen, um den Unterricht über europäische Geschichte zu 

intensivieren und die historische Errungenschaft der europäischen Integration sowie den 

augenfälligen Gegensatz zwischen der tragischen Vergangenheit und der friedlichen und 

demokratischen Gesellschaftsordnung in der heutigen Europäischen Union 

herauszustellen“,
63

 und zwar in dem Glauben, „dass eine angemessene Bewahrung der 

historischen Erinnerung, eine umfassende Neubewertung der europäischen Geschichte und 

eine europaweite Anerkennung aller historischen Aspekte des modernen Europa die 

europäische Integration stärken werden“.
64

 

 

Damit wurden die bestehenden Eckpfeiler der Sichtweise des Europäischen Parlaments auf 

die (politischen) Rolle und die Hauptinhalte europäischer historischer Erinnerung schließlich 

im Jahr 2009 festgesetzt; eine Sichtweise, die weitgehend mit der der Kommission
65

 und 

des Rates übereinstimmt. Ausdruck dieser interinstitutionellen Konvergenz der Standpunkte 

hinsichtlich der aktuellen Ziele von europäischem historischen Gedächtnis ist die geringe 

Uneinigkeit bei der Gestaltung des Bereichs Geschichtsbewusstsein im neuen Programm 

„Europa für Bürgerinnen und Bürger“ für 2014-2020 (siehe oben). Dadurch kann man 

durchaus von einer Erinnerungspolitik der Europäischen Union sprechen, die von 

zusätzlichen Maßnahmen ergänzt wird, welche auf eine stärkere Sensibilisierung der 

Bürgerinnen und Bürger für eine gemeinsame europäische Vergangenheit und ein 

gemeinsames Erbe abzielen, wie beispielsweise das Eintreten des Europäischen Parlaments 

für ein Haus der Europäischen Geschichte in Brüssel.
66

 

 

Doch ist die Erinnerungspolitik der Europäischen Union wirklich so konflikt- und 

spannungsfrei, wie es scheint? Und grundlegender noch: Wie kann diese Politik bewertet 

und gegebenenfalls zukünftig geändert werden? 

                                                           
61  Ebd., Erwägung K. 
62  Ebd., Artikel 3. 
63  Ebd., Artikel 9. 
64  Ebd., Artikel 10. 
65  Siehe zum Beispiel den Bericht der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat von 2010 über 

die Maßnahmen zum Gedenken an die Verbrechen totalitärer Regime in Europa (Kommission 2010). Der 

Bericht liefert nicht nur eine klare Zusammenstellung der Agenda der Kommission zur Förderung historischen 

Gedächtnisses, sondern auch eine Übersicht über die Finanzinstrumente, die grundsätzlich für die Erinnerung 

an die totalitären Regime in Europa zur Verfügung stehen, einschließlich nicht nur des Programms „Europa 

für Bürgerinnen und Bürger“, sondern auch weiterer Möglichkeiten. 
66  Das Projekt eines Hauses der Europäischen Geschichte in Brüssel wurde vom Europäischen Parlament 

vorangetrieben und aktiv unterstützt, seit die Idee im Jahr 2007 aufkam. Die offizielle Eröffnung wird 

voraussichtlich im Herbst 2015 erfolgen. Weitere Informationen sind unter 

http://www.europarl.europa.eu/visiting/de/visits/historyhouse.html verfügbar. 

http://www.europarl.europa.eu/visiting/en/visits/historyhouse.html
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3. AUSGESTALTUNG ZUKÜNFTIGER EUROPÄISCHER 

GEDÄCHTNISPOLITIK 

3.1. Die umstrittene Natur europäischer Erinnerungspolitik 

Es kann mit Recht argumentiert werden, dass (historische) Erinnerung im Zeitverlauf und 

insbesondere während der letzten Jahre in den Mittelpunkt von EU-Diskursen gerückt und 

zu einem wichtigen Medium der Gestaltung von Identitätspolitik geworden ist.
67

 Was von 

politischen Entscheidungsträgern zunehmend anerkannt wurde, ist die Möglichkeit der 

Schaffung eines gesamteuropäischen Geschichtsnarrativs, das als identitätsstiftendes 

Element für alle europäischen Bürgerinnen und Bürger dienen könnte. Durch seine 

Instrumentalisierung zu politischen Zwecken wurde historisches Gedächtnis indes 

unvermeidlich auch dem ideologischen Streit über „richtige“ und „falsche“ Deutungen von 

Geschichte ausgesetzt. Vor diesem Hintergrund ist der Eindruck einer spannungs- und 

konfliktfreien europäischen Erinnerungspolitik, wie er durch die Entschließungen des 

Europäischen Parlaments oder durch das oben erläuterte Programm „Europa für 

Bürgerinnen und Bürger“ geweckt werden möge, trügerisch. 

 

Frühe Versuche europäischer Identitätsbildung durch historische Bezüge, die sich auf die 

Idee von europäischem Erbe, die Weltkriege als Gründungsmoment des europäischen 

„Friedensprojekts“ und die Geschichte der europäischen Integration konzentrierten, hatten 

sich als unzureichende Vektoren der Identifizierung mit der Europäischen Union 

herausgestellt, nicht zuletzt, weil sich diese Bezugspunkte nicht besonders gut mit den 

bestehenden Gedächtniskulturen auf nationaler Ebene in Einklang bringen ließen. Daher 

wurde ein neues Gedächtnisrahmenwerk benötigt und schließlich gefunden, namentlich in 

Gestalt der Erinnerung an den Holocaust. Der Bezug auf den Nationalsozialismus und 

insbesondere den Holocaust als das „schrecklichste aller Übel“, im Gegensatz zu denen 

europäische Zivilisation
68

 definiert werden musste, trat ab den 1990er-Jahren in den 

Mittelpunkt des EU Diskurses. Sowohl die Erklärung von Stockholm im Jahr 2000 als auch 

die Bemühungen des Europäischen Parlaments um Einführung eines Europäischen 

Holocaustgedenktages können in diesen Zusammenhang gesehen werden. 

 

Während die Interpretation des Nationalsozialismus als einem historischen Begebnis, das 

sich nie wiederholen darf, und die Betonung der Einzigartigkeit der Shoah Widerhall finden 

in nationalen Gedächtniskulturen Westeuropas und einen vielversprechenden Eckpfeiler 

einer gemeinsamen europäischen Identität nahezulegen scheinen, ist dies in Osteuropa mit 

Blick auf die kommunistische Vergangenheit weit weniger der Fall. Dementsprechend wurde 

mit der Osterweiterung der Europäischen Union ein neues Diskurselement in die 

Gedächtnispolitik der europäischen Institutionen eingeführt; eines, das die stalinistischen 

Verbrechen und den kommunistischen Terror auf eine Ebene mit den Schrecken des 

Nationalsozialismus stellt. Mit der Entschließung des Europäischen Parlaments von 2005 

über Die Zukunft Europas 60 Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg kam das Leid der 

osteuropäischen Völker unter kommunistischer Herrschaft in wirkungsmächtiger Form auf 

die Agenda der Europäischen Union, indem das „Ausmaß[...] des Leidens, der 

Ungerechtigkeit und der dauerhaften gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen 

Schwächung der eingeschlossenen Länder auf der östlichen Seite des späteren Eisernen 

                                                           
67  Zu dieser Entwicklung siehe beispielsweise Littoz-Monnet 2012. 
68  Über die Idee und die möglichen Elemente einer spezifischen europäischen Zivilisation wird schon seit 

Langem theoretisiert und diskutiert. Zu den bedeutendsten Beiträgen gehört Eisenstadt 1987. 
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Vorhangs“ anerkannt wurde.
69

 Seitdem ist das „gemeinsame[...] Eintreten gegen jedes 

totalitäre Regime, ganz gleich welche ideologische Überzeugung damit verbunden ist“,
70

 zu 

einem einigenden Element jedweder Umgangs des Europäischen Parlaments mit der 

europäischen Vergangenheit. Eine ähnliche Fokusverschiebung ist auch in der Europäischen 

Kommission erkennbar, die die frühere Betonung des Holocaust als einzigem historischen 

„Gegenstück“ des europäischen Projekts durch die Anerkennung von Nationalsozialismus 

und Stalinismus als ebenbürtige Übel ersetzt hat. Dies wird am Beispiel des Bereichs 

Geschichtsbewusstsein im aktuellen Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ 

besonders deutlich. 

 

Dennoch war der nach der Osterweiterung erkennbar gewordene Perspektivenwechsel hin 

zu einer Europäisierung der Erinnerung an die Verbrechen sowohl des Nationalsozialismus 

als auch des Stalinismus nicht unumstritten. Gewisse Gruppen kritisierten die Europäische 

Union dafür, den Status der Shoah als einzigartigen Fall von Genozid in Frage zu stellen,
71

 

während politische Meinungsverschiedenheiten auf der Grundlage nationaler 

Zugehörigkeiten und traditioneller ideologischer Differenzen entlang des Links-Rechts-

Spektrums
72

 typische Begleiter der Erinnerungsdebatten in der Europäischen Union in den 

letzten zehn Jahren waren. Hierbei nahm das Europäische Parlament die Rolle der zentralen 

Arena zur Diskussion konkurrierender Vergangenheitsdarstellungen ein. 

 

Die Agenda, Verbrechen des Nationalsozialismus und des Stalinismus gleichermaßen zu 

verurteilen, wurde im Gefolge der Osterweiterung vorangetrieben, was postwendend 

Widerstand provozierte.
73

 Bereits in den Debatten vor der Annahme der Entschließung von 

2005 über Die Zukunft Europas 60 Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg wurde die 

Gleichstellung der beiden totalitären Regime des 20. Jahrhunderts von linken Mitgliedern 

des Europäischen Parlaments als Mittel kritisiert, den Kommunismus im Allgemeinen zu 

diskreditieren, und Geschichte durch Herabminderung der Rolle von Kommunisten im 

Kampf gegen den Nationalsozialismus und den Faschismus umzuschreiben.
74

 Dieselbe 

Argumentationslinie wurde in der Minderheitenmeinung der Fraktionsmitglieder der 

Vereinigten Europäischen Linken/Nordische Grüne Linke (GUE/NGL) über den kürzlich 

erschienen Berichtsentwurf des Europäischen Parlaments zum Programm „Europa für 

Bürgerinnen und Bürger“ bemüht. Die Unterzeichner verwehren sich dagegen, „dass die 

historischen [sic!] Lüge an die nachfolgenden Generationen weitergeben wird, wonach 

Kommunisten und Nationalsozialisten gleichzusetzen wären,“ und gegen „Versuche, die 

faschistischen Diktaturen aus der Geschichte Südeuropas oder die koloniale Vergangenheit 

vergessen zu machen“. Dies käme einer „Beleidigung aller Kommunisten und anderer 

Demokraten gleich, die im Kampf gegen diese Regime ihr Leben gelassen haben“ und 

„würde bedeuten, sich für ein verzerrtes Geschichtsbild auszusprechen“.
75

 In allgemeinerer 

Form kritisiert die Minderheitenmeinung die „Erinnerung an die europäische Geschichte“ als 

                                                           
69  EP 2005b, Erwägung H. 
70  Ebd., Artikel 4. 
71  Siehe Littoz-Monnet 2012, S. 1191. 
72  Eine interessante Fallstudie dazu, inwieweit Gedächtnispolitik die politische Tätigkeit osteuropäischer, 

insbesondere polnischer, Mitglieder des Europäischen Parlaments beeinflusst, ist 

Killingsworth/Klatt/Auer 2010. 
73  Aufgrund von Prozessen der Entideologisierung von Politik und des Auftretens neuer Akteure und Parteien, 

die nicht einfach dem linken oder rechten Spektrum zuordnen lassen, stellt die klassische Links-Rechts-

Unterteilung des politischen Spektrums in der modernen Politik eine wachsende Herausforderung dar. 

Nichtsdestotrotz soll diese Differenzierung hier verwendet werden, da es sich weiterhin um einen der 

meistüberzeugenden Ansätze zur Situierung politischer Akteure handelt. 
74  Siehe Littoz-Monnet 2012, L. 1191f. 
75  Minderheitenansicht gemäß Artikel 52 Absatz 3 der Geschäftsordnung. Marie-Christine Vergiat, Lothar Bisky, 

Inês Cristina Zuber im Namen der GUE/NGL-Fraktion. In: EP 2013, S. 49. 
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„mehrdeutige[n] Begriff, der über die Pflicht, der Opfer totalitärer Regime zu gedenken, 

hinausreicht“, und rechtfertigt die Ablehnung des Berichtsentwurfs durch die GUE/NGL 

vermittels Bezugnahme auf die notwendige „Trennung von politischer Tätigkeit und der 

Arbeit von Historikern und Forschern“.
76

 

 

Unterschiedliche Bewertungen der Erweiterung des Fokus eines europäischen historischen 

Gedächtnisses, um Stalinismus und Kommunismus explizit miteinzubeziehen, werden nicht 

nur entlang des Links-Rechts-Spektrums, sondern auch zwischen westlichen und östlichen 

EU-Mitgliedstaaten deutlich. Anders als in Westeuropa kann die weit verbreitete – und von 

der Europäischen Union geteilte – Sicht des Zweiten Weltkriegs als grundsätzlich „gutem 

Krieg“, der unter dem Banner der Freiheit und der Demokratie gegen Faschismus und 

Nationalsozialismus geführt wurde, von osteuropäischen Ländern nicht notwendigerweise 

geteilt werden. In ihren Augen mag der Zeitraum zwischen 1939 und 1945 zwar auch die 

Befreiung vom Nationalsozialismus markieren, er steht jedoch gleichzeitig für den Beginn 

sowjetischer Fremdherrschaft und die Schaffung diktatorischer kommunistischer Regime. 

Vor diesem Hintergrund und unter Berücksichtigung dessen, dass der Ostblock über fast ein 

halbes Jahrhundert Bestand hatte, sind Stalinismus und Kommunismus in osteuropäischen 

Staaten von unmittelbarerer Bedeutung für die aktuelle Politik und Gesellschaft als in 

westeuropäischen. Die neuen demokratischen Systeme, die nach 1989 in Osteuropa 

entstanden, sind zuvorderst Gegenprojekte zur kommunistischen Vergangenheit; einer 

Vergangenheit, die von daher die Hauptlegitimitätsquelle jeglicher neuen politischen 

Ordnung darstellt. Die eigene Positionierung als Opfer stalinistischen Terrors ermöglicht 

zugleich, andere problematische Aspekte nationaler Geschichte zu vernachlässigen oder 

zumindest als weniger dringend darzustellen.
77

 

 

Angesichts des Fehlens vergleichbarer Erfahrungen mit dem Kommunismus in den alten 

EU-Mitgliedstaaten bleiben Nationalsozialismus und Holocaust zentral für deren 

Gedächtniskulturen und das „Rational, auf dem die Europäische Union das sie 

legitimierende Narrativ begründete“.
78

 Der Prozess der kritischen Aufarbeitung des Zweiten 

Weltkriegs hat eine lange Tradition in Westeuropa und wird seit den späten 1960er-Jahren 

aktiv beworben und verfolgt, am entschiedensten in (West-)Deutschland. 

„Vergangenheitsbewältigung“ ermöglichte es, die traumatische nationalsozialistische 

Vergangenheit in die Gesellschaftskultur zu integrieren und den Holocaust – der als größtes 

Übel nicht nur der deutschen, sondern der gesamten Menschheitsgeschichte anerkannt 

wird – zu einem Grundpfeiler einer Nachkriegsgesellschaft zu machen, die um gemeinsame 

Werte und Grundsätze organisiert ist, einschließlich der Ablehnung von Militarismus, 

Antisemitismus und Rassismus. Indem kollektive Schuld in die offizielle Version deutscher 

nationaler Nachkriegsidentität integriert wurde, bedeutete jeder Versuch, das Paradigma 

der Einzigartigkeit des Holocaust in Frage zu stellen, nicht nur diese Identität, sondern auch 

das tröstliche Selbstverständnis (West-)Europas in Frage zu stellen, das die deutsche 

Übernahme kollektiver Verantwortung für die Schrecken des Zweiten Weltkriegs eifrig 

angenommen hatte; nicht zuletzt, weil dies ein bequemes Mittel darstellt, um von 

                                                           
76  Ebd. 
77  Hinsichtlich des Zweiten Weltkriegs und des Holocaust sollte darauf hingewiesen werden, dass in den 

osteuropäischen Ländern unterschiedliche Aufarbeitungsstrategien entwickelt wurden, die vom heftigen 

Zurückweisen jeglicher Komplizenschaft bis zur kritischen Anerkennung gemeinsamer Schuld reichen. 
78  Littoz-Monnet 2012, S. 1194. Zu den Differenzen zwischen ost- und westeuropäischem kollektivem 

Gedächtnis siehe auch Cornelißen 2012. 
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Kriegskollaboration und der meist weniger ruhmvollen Geschichte nationalen Widerstands, 

als offizielle Darstellungen zu vermitteln trachten, abzulenken.
79

 

 

Dementsprechend wurde die öffentliche Debatte während des Historikerstreits in der 

zweiten Hälfte der 1980er-Jahre, der sich dadurch ergab, dass deutsche rechtsorientierte 

Historiker die Frage der Vergleichbarkeit von Verbrechen Nazideutschlands mit denen der 

Sowjetunion aufwarfen, äußerst emotional geführt. Im Zentrum dieser Debatte, die sich zu 

einer unerbittlichen Kontroverse von immanenter politischer Dimension entwickelte, stand 

die Frage nach der Einzigartigkeit von Auschwitz: Während eine Gruppe konservativer 

Historiker, allen voran Ernst Nolte und Andreas Hillgruber, im Wesentlichen 

argumentierten, dass sich der Holocaust nicht grundsätzlich von anderen Erfahrungen von 

staatlichem Terror und Massenvernichtung im 20. Jahrhundert unterscheide, wurde diese 

Ansicht von linken Intellektuellen vehement zurückgewiesen, die auf der Einzigartigkeit der 

„Endlösung“ bestanden und die Schriften der Historiker als politisch belastet und 

revisionistisch verurteilten.
80

 Debatten ähnlich jener des Historikerstreits in 

Westdeutschland fanden auch in anderen westeuropäischen Ländern statt, insbesondere 

nach dem Zusammenbruch des Kommunismus. In Frankreich zum Beispiel entwickelte sich 

im Folge der Veröffentlichung von Le livre noir du communisme (Deutsche Ausgabe: Das 

Schwarzbuch des Kommunismus) im Jahr 1997
81

 eine nicht weniger emotionale Debatte als 

jene, die zehn Jahre früher in Deutschland stattgefunden hatte, namentlich über die Kritik 

der Autoren an der Blindheit sowohl intellektueller als auch politischer Eliten gegenüber 

kommunistischen Verbrechen aufgrund des ausschließlichen Fokus auf dem Holocaust. 

Diese Kritik wurde von einer breiten Front nicht nur linker französischer Schriftsteller und 

Politiker, die einen direkten Vergleich zwischen dem Nationalsozialismus und dem 

Kommunismus rundweg ablehnten, unmittelbar zurückgewiesen. 

 

Erinnerungsdebatten auf EU-Ebene während der letzten zehn Jahre können daher als Echo 

früherer innenpolitischer Auseinandersetzungen darüber verstanden werden, wie am besten 

mit der Vergangenheit umgegangen werden sollte. Anders als in westeuropäischen 

Mitgliedstaaten, in denen die Vorstellung der historischen Einzigartigkeit des Holocaust 

aufgrund des Fehlens anderer belastbarer Gründungsnarrative für die europäische 

Integration noch immer als Identifikationspunkt dient, gewann auf europäischer Ebene die 

Idee von „Nationalsozialismus und Stalinismus als gleichermaßen verwerflich“ in der Folge 

der Osterweiterung und der Einführung deutlich andersartiger Gedächtniskulturen 

vergleichbare Bedeutung wie jene von der „Besonderheit der Shoah“. 

 

Wie nützlich jedoch ist jede dieser beiden offizielle EU-Diskurse bestimmenden 

„Erinnerungsrahmen“ für die Schaffung eines gemeinsamen europäischen historischen 

Gedächtnisses? 

 

 

 

                                                           
79

  Zum Thema Kollaboration in den von Deutschland besetzten europäischen Ländern während des Zweiten 

Weltkriegs im Allgemeinen siehe beispielsweise Röhr 1994. Eine nationale Fallstudie über die Parallelität von 
Kollaboration und Widerstand ist beispielsweise Kedward 1991. 

80  Zu diesem Thema siehe etwa Kershaw 1989 und Baldwin 1990. 
81  Siehe Courtois 1997. Das Buch hatte fast unmittelbar großen Erfolg und wurde in mehrere Sprachen 

übersetzt, einschließlich Deutsch (1998) und Englisch (1999). 
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3.2. Holocaust und Totalitarismus im 20. Jahrhundert 

Die vorrangige Beschäftigung des gegenwärtigen Diskurses um ein europäisches 

historisches Gedächtnis mit dem Holocaust und – in jüngerer Zeit – mit dem Totalitarismus 

im 20. Jahrhundert generell (vor allem, aber nicht ausschließlich, verkörpert durch 

Nationalsozialismus und Stalinismus) ist nachvollziehbar. Die übergreifende Erfahrung des 

Zweiten Weltkriegs, die Vernichtung der europäischen Juden und die Millionen Opfer der 

stalinistischen Politik werden heute als die größte und prägendste historische Katastrophe 

des 20. Jahrhunderts, wenn nicht sogar der gesamten Menschheitsgeschichte, angesehen. 

Erinnerungen daran wachzuhalten ist dementsprechend nicht allein eine Frage des 

Respekts, der den Opfern dieser totalitären Regime geschuldet ist. Es erweist sich auch als 

klug insofern, als das Wissen über und das Bewusstsein für diese tragische Vergangenheit 

entscheidend dazu beitragen können, für die Zukunft zu lernen und sie zu gestalten. Die 

Entscheidung, Nationalsozialismus und Stalinismus als Hauptbezugspunkte für ein 

kollektives europäisches Gedächtnis heranzuziehen, ist ebenfalls konsequent dahingehend, 

dass diese beiden Regime und ihre Politik einen absoluten Kontrast zu den im 

„europäischen Projekt“ verkörperten Idealen darstellen: Frieden, Freiheit und Demokratie, 

Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte und bürgerliche Freiheiten, das Recht auf individuelle 

Selbstbestimmung und Pluralismus. 

 

Gleichzeitig jedoch ist der derzeitige Fokus europäischer Gedächtnispolitik in zumindest 

zweierlei Hinsicht problematisch: 

1) Die Legitimität eines politischen Projekts vorrangig auf einem negativen 

Gründungsmythos zu begründe ist per se gewagt und historisch eher die Ausnahme 

als die Regel. Im konkreten Fall des, wie wir es nennen könnten, „europäischen 

Projekts“ lässt sich durchaus fragen, ob das heutige Europa und seine Werte in 

erster Linie über Erfahrungen von Massengewalt, Völkermord oder Vertreibung 

definiert werden sollten. Wenn man dies tut, läuft man Gefahr, in ein stark 

vereinfachtes „Schwarz-Weiß-Schema“ zu verfallen, das die Geschichte der 

europäischen Integration und der EU quasi automatisch in das Gegenstück der 

„dunklen Vergangenheit“ Europas verwandelt und das heutige Europa als eine Art 

vollendeter „historischer Vernunft“ darstellt: ein Kontinent nobler Traditionen, 

Institutionen und Prinzipien; kurz gesagt: die Verkörperung westlicher Zivilisation. 

Eine derartige Vereinfachung fördert ein unkritisches und eindimensionales 

Geschichtsverständnis, das der Schaffung einer kritischen (im besten Sinne des 

Wortes) europäischen Öffentlichkeit abträglich ist und auch den unverkennbaren 

Errungenschaften des europäischen Integrationsprozesses seit den späten 1940er-

Jahren nicht gerecht wird. Nicht durch die Idealisierung dieses Prozesses, sondern 

indem man weitverbreitete Topoi einer „immer engeren Union“ und „fortgesetzten 

Erfolgsgeschichte“ infrage stellt, kann eine fruchtbare Debatte über die weitere 

Entwicklung und über Verbesserungen wirksam befördert werden. 

Die gegenwärtige Schwerpunktsetzung auf den Nationalsozialismus und den 

Stalinismus des 20. Jahrhunderts ist noch in einer weiteren Hinsicht problematisch, 

da sie die europäische Geschichte zu einer Angelegenheit der Zeit nach dem Ersten 

Weltkrieg macht. Historische Komplexität wird entsprechend auf unzulässige Weise 

reduziert, wodurch umfassendere (Wechsel-)Beziehungen verdeckt bleiben, die für 

das Verständnis des zeitgenössischen Europas essentiell sind. Man kann 

beispielsweise argumentieren, dass das Problem des radikalen Nationalismus mit 

allen sich daraus ergebenden Folgen (das Führen von Kriegen und das Begehen von 

Verbrechen im Namen der Nation etc.) weniger ein Kind des 20. als des späten 18. 

und des 19. Jahrhunderts ist. Und wenn wir an gemeinsame Erinnerungen denken, 
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die der gesamte Kontinent teilt, wären dann nicht die Erinnerungen an Kolonialismus 

und Imperialismus – in einem weiten Sinne des Wortes – nicht weniger „europäisch“ 

als der Holocaust?
82

 Im Wesentlichen wurde die Geschichte aller europäischen 

Länder und Nationen durch Kolonialismus und Imperialismus geprägt und 

verbunden: Sei es, dass Länder zu bestimmten Momenten ihrer Geschichte als 

Kolonial- oder Imperialmacht auftraten, entweder innerhalb oder außerhalb Europas, 

oder sie selbst unter der hegemonialen Fremdherrschaft einer anderen 

(europäischen) Macht standen.
83

 

 

2) Reduziert man das Problem einer „Aufarbeitung der Vergangenheit“ auf 

Nationalsozialismus und Stalinismus, so läuft man Gefahr, die Frage der 

gemeinsamen europäischen Verantwortung für die Vergangenheit zu umgehen. 

Spricht man über Europäisches historisches Gedächtnis, gilt es sich auch die Frage 

zu stellen, ob die Verantwortung für verübte Gräueltaten und das begangene 

Unrecht nicht zum Teil auch „europäisch“ sein könnte. Aus offensichtlichen Gründen 

ist es einfacher, eine übergreifende europäische Dimension von Erinnerung zu 

finden, wenn auf die positiven Aspekte eines argumentierten europäischen Erbes 

abgehoben wird, zum Beispiel die Aufklärung. Doch wenn wir davon ausgehen, dass 

die Aufklärung weniger ein speziell französisches, englisches oder deutsches, 

sondern vielmehr ein europäisches Erbe ist, erweisen sich dann nicht in gewissem 

Sinne auch die Weltkriege, die Schoah oder die Gulags als europäisch? Bislang 

wurden die Vernichtung der europäischen Juden und der Nationalsozialismus 

hautpsächlich als deutsches, die Gulags und der Stalinismus als sowjetisches 

Problem behandelt. Dies ist nicht besonders erstaunlich, wenn man die „Logik“ von 

Nachkriegseuropa bedenkt, als die (west-)europäischen Nationen rasch ihren Platz 

und eine legitime Rolle im aufziehenden globalen Konflikt zwischen Ost und West 

finden mussten. Indem das Jahr 1945 als Stunde Null und Ausgangspunkt für ein 

„Neues Europa“ erkoren wurde, war es einfach, die dunkle Seite mit dem 

Kriegsverlierer Nazideutschland und – in geringerem Ausmaß – mit dem 

faschistischen Italien zu verbinden. Die helle Seite wurde somit vom Rest Europas 

verkörpert, durch den Verweis auf eine heroische Widerstandsbewegung auch von 

Italien. Aufgrund der gleichen Verbindung mit Widerstand gegen den 

Nationalsozialismus blieb auch der Kommunismus, der ansonsten wegen der 

Assoziation mit dem sowjetischen System mit wachsender Skepsis betrachtet 

wurde, in Westeuropa weiterhin größtenteils akzeptiert. 

Auch wenn Schuld sicherlich niemals zu gleichen Teilen zugewiesen werden kann 

und darf, so scheint dennoch ein kritischerer Ansatz, zum Beispiel hinsichtlich 

nationaler Legenden von Widerstand, und ein inklusiveres Verständnis von 

Verantwortung für die Vergangenheit angebracht. Forschungen und 

wissenschaftliche Studien haben bereits erheblich dazu beigetragen, ein 

vollständigeres Bild gemeinsamer transnationaler europäischer Verantwortung für 

historische Errungenschaften und historisches Versagen zu zeichnen. Auf Ebene der 

                                                           
82  Die Argumente, die derzeit in EU-Debatten gegen eine Weitung des Fokus europäischer historischer 

Erinnerung vorgebracht werden, können nicht vollständig überzeugen. Im Folgenabschätzungsbericht des 

aktuellen Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ (Kommission 2011c, S. 29) wird zum Beispiel 

argumentiert, dass ein umfassenderer Zugang, der über Nationalsozialismus/Stalinismus hinausgeht, zu 

einer „Nationalisierung“ der behandelten Themen führen könnte. Dies scheint jedoch schwer nachvollziehbar, 

das dasselbe Risiko der „Nationalisierung“ ebenso – wenn nicht sogar noch stärker – für Nationalsozialismus 

und Stalinismus wie für jede andere historische Erfahrung gilt. 
83  Außerdem ließe sich vorbringen, dass die Auswirkungen der kolonialen Vergangenheit auch heute noch stark 

zu spüren sind und sich in vielerlei Weise manifestieren, zum Beispiel in Gestalt der Probleme ehemaliger 

Kolonialmächte im Umgang mit Einwanderern aus ihren früheren Kolonien. 
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Politik und des öffentlichen Diskurses jedoch ist der Reiz eines klar umrissenen 

historischen Gegensatzes, der es erlaubt, sich kritischen Fragen nach der eigenen 

Vergangenheit zu entziehen, Schuldige zu benennen und daraus Vorteile für aktuelle 

politische Ziele zu ziehen, allzu verlockend, um in absehbarer Zeit an Bedeutung zu 

verlieren. Im Kontext der EU sorgt zum Beispiel die Bewahrung des Gedenkens an 

den Nationalsozialismus nicht zuletzt dafür, dass auf Deutschland, dessen derzeitige 

wirtschaftliche und politische Stärke gleichermaßen anerkannt wie gefürchtet wird, 

ein „moralischer Schatten“ fällt.
84

 

Dies ist nur ein Beispiel dafür, wie Erinnerung potentiell konkreten politischen 

Interessen dienen kann, und wie öffentliche Aufmerksamkeit und politischer Diskurs 

von rationaler Argumentation weg hin zu Moralität geleitet werden kann. Aus 

logischer Sicht und im Einklang mit etablierten Rechtsgrundsätzen ist nicht klar, 

warum eine Nation – ganz zu schweigen von ihren Bürgerinnen und Bürgern – über 

die aufrichtigen Anerkennung historischer Verantwortung hinweg Träger einer „Erb-“ 

oder „unauslöschlichen Sünde“ sein sollte, die ad infinitum politische Haltungen und 

Handlungen einschränkt. Oder leicht zugespitzt und provokant ausgedrückt: Warum 

müssen deutsche Jugendliche eine größere Rechenschaftspflicht für Verbrechen der 

Nationalsozialisten verspüren, die ein halbes Jahrhundert vor ihrer Geburt begangen 

wurden, als Jugendliche in Griechenland, Polen oder Israel? Und warum sollten 

heute lebende Spanier oder Portugiesen eine größere Schuld an den Verfehlungen 

haben, die ihre Vorfahren während der Kolonialzeit in Lateinamerika begangen 

haben, als Kolumbianer, Chilenen oder Brasilianer? Könnte man nicht annehmen, 

dass wir alle, unabhängig von unserer Herkunft, die Pflicht haben, uns durch 

historische Ungerechtigkeiten jedweder Art angesprochen zu fühlen, und gemeinsam 

bestrebt zu sein, die Schrecken der Vergangenheit nicht in Vergessenheit geraten zu 

lassen? 

Offenkundig erweist sich die Verknüpfung von historischem Gedächtnis und 

moralischer Kategorisierung als gefährliches Unterfangen, das eher als Ursache und 

Nährboden für neuen Konflikt denn Mittel für eine dauerhafte Klärung der 

Vergangenheit dient. Nationalisierung und politische Instrumentalisierung von 

Erinnerung behindern nicht nur die kritische Beschäftigung mit der eigenen 

Geschichte, sondern auch mit Gegenwart und Zukunft. 

 

 

 

                                                           
84

  Ein aktuelles Beispiel dafür, wie empfänglich Geschichte für Moralisierungen ist, sind Äußerungen in 

griechischen Medien und seitens griechischer Politiker während der aktuellen Staatsschuldenkrise, die an 

Deutschlands Vergangenheit erinnern und dem Land, das als federführend bei der Sparpolitik der Troika gilt, 

implizit das Recht absprechen, Forderungen an Griechenland zu stellen, indem auf den Nationalsozialismus 

und insbesondere das Leiden der griechischen Bevölkerung in der Zeit der deutschen Besatzung im Zweiten 

Weltkrieg verwiesen wird. Deutschland wird vielmehr ob seiner historischen Schuld als moralisch verpflichtet 

dargestellt, der griechischen Bevölkerung bedingungslose (finanzielle) Unterstützung zu leisten, und es ist 

auch kein Zufall, dass die schon seit langem bestehenden griechischen Forderungen nach 

Reparationszahlungen Deutschlands im Zusammenhang mit dem Zweiten Weltkrieg genau in der aktuellen 

Krise wieder lauter wurden. Siehe beispielsweise den Artikel „Greece Wants Germany to Pay War 

Reparations“ im Wall Street Journal vom 24. April 2013 (Stamouli/Pangalos 2013). 

Gleichzeitig – die komplizierte und gelegentlich paradoxe Natur einer Vermischung von Erinnerung und Moral 

zum Ausdruck bringend – dient der Nationalsozialismus deutschen Politikern als subtile Entschuldigung dafür, 

keine aktivere Rolle in europäischen Angelegenheiten und insbesondere bei der Beilegung der aktuellen Krise 

zu spielen. Dazu erklärte sogar der polnische Außenminister Radoslaw Sikorski in einer bemerkenswerten 

Rede in Berlin am 28. November 2011: „Ich fürchte weniger Deutsche Macht als ich beginne, deutsche 

Untätigkeit zu fürchten.“ Sikorski 2011. Siehe auch Peel/Cienski/Cohen 2011. 
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Aber ist damit jeglicher Versuch eines transnationalen europäischen historischen 

Gedächtnisses von vornherein zum Scheitern verurteilt? Nicht unbedingt, sofern ein 

weicheres Konzept von „gemeinsamer Erinnerung“ angestrebt wird, als dies derzeit der Fall 

ist. 

3.3. Perspektiven einer transeuropäischen „Kultur des Erinnerns“ 

Zur Rekapitulation: Da historisches Gedächtnis als solches ein schwer fassbares Konzept 

darstellt, erweist sich die Förderung einer kollektiven Erinnerung an die Vergangenheit auf 

europäischer Ebene als ein höchst anspruchsvolles Unterfangen. Die derzeitige 

Erinnerungspolitik der EU kann als ehrgeizig beschrieben werden, ist jedoch charakterisiert 

durch einen engen Fokus historischer Erinnerung und verfolgt ein kaum verhülltes 

politisches Rational von Selbstlegitimierung und europäischer Identitätsbildung. So wie 

allen Versuchen, historisches Gedächtnis zu verallgemeinern, sind auch europäischen 

Bestrebungen in diese Richtung offensichtliche Grenzen gesetzt, da sich die Erfahrung jedes 

vergangenen Ereignisses deutlich nicht nur von Land zu Land unterscheidet, sondern auch 

von Region zu Region. Soziale und politische Zugehörigkeit oder auch Geschlecht sind 

weitere Faktoren, die beeinflussen, wie die Vergangenheit wahrgenommen wird. Diese 

lassen sich auch im Kontext eines verordneten (kulturellen) kollektiven Gedächtnisses nicht 

einfach einebnen. Hinzu kommt, dass Generationsfragen die Angelegenheit weiter 

verkomplizieren: Die Zeit steht nicht still, und mit dem Wechsel von einer Generation zur 

nächsten ändern sich auch historisches Bewusstsein und Prioritäten der Erinnerung. 

 

Fast 70 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs ist die Frage, welche Erinnerungen an 

totalitäre Herrschaft und den Holocaust Teil einer politisch-historischen europäischen 

Erinnerungskultur werden könnten – und nicht sollten – zu einer berechtigten geworden, 

der im politischen Diskus nicht ausreichend Aufmerksamkeit zuteil wird. Für Kinder, die mit 

Bildern des Kriegs im ehemaligen Jugoslawien, des Kosovo-Konflikts oder des Völkermords 

in Ruanda aufgewachsen sind, ganz zu schweigen von denjenigen, die Unterdrückung und 

Not persönlich erfahren haben, ist der Zweite Weltkrieg nicht länger notwendigerweise der 

bestimmende und natürliche historische Bezugspunkt, der er möglicherweise für die Kriegs- 

und Nachkriegsgeneration war. Vielmehr mag der Zweite Weltkrieg für diese Kinder nur 

eines unter mehreren historischen Ereignissen einer entfernten Vergangenheit sein. Vor 

diesem Hintergrund scheinen Versuche, eine statische, kristallisierte historische Erinnerung 

quasi zu „verordnen“, sowohl vergeblich als auch letztlich zum Scheitern verurteilt. Denn 

eines scheint gewiss: Eine Erinnerungskultur, die auf einer tiefen Kluft zwischen der 

individuellen Erfahrung von Bürgerinnen und Bürger einerseits und einer offiziellen 

Auslegung durch die Politik andererseits beruht, kann nicht von Dauer sein. Wie sieht dann 

die Lösung aus? 

 

Davon ausgehend, dass das Ziel von Erinnerungspolitik letztlich sowohl ein informiertes als 

auch selbstkritisches europäisches historisches Gedächtnis ist, scheint ein Ansatz besonders 

vielversprechend: namentlich aktives Engagement jedes einzelnen europäischen Landes, 

seine „Vergangenheit zu bewältigen“, oder besser „aufzuarbeiten“, ein Begriff, der sich 

brauchbar erweist in der Beschreibung eines offenen Prozesses von gesellschaftlicher und 

politischer Arbeit an der Vergangenheit, nicht einer endgültigen Beherrschung der 

Vergangenheit.
85

 Die Grundlage hierfür sollten gemeinsame europäische Grundsätze und 

                                                           
85  Das Konzept „Aufarbeitung der Vergangenheit“ wurde vom deutschen Soziologen und Philosophen Theodor 

W. Adorno bereits in den 1950er-Jahren geprägt, und zwar im Zusammenhang mit Debatten über 

fortwirkende nationalsozialistische Einstellungen in der kurz zuvor demokratisierten deutschen Bevölkerung. 

Siehe insbesondere sein Essay The Meaning of Working through the Past von 1959 (abgedruckt etwa in 

Adorno 1998, S. 89-103). Auch andere Autoren, die sich mit kollektiver historischer Erinnerung befassen, 
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universalisierte Praktiken bilden, bei gleichzeitiger Anerkennung der Vielfalt der 

verschiedenen nationalen Vergangenheiten. Anders ausgedrückt: Es ginge um keine 

Europäisierung – oder, weniger höflich ausgedrückt, Homogenisierung – der Inhalte 

unterschiedlicher kollektiver Erinnerungen, sondern vielmehr eine Europäisierung 

moralisch-politischer Einstellungen und Praktiken im Umgang mit höchst unterschiedlichen 

Vergangenheiten.
86

 

 

Gemeinsame europäische Werte, die als solide Grundlage für ein solches Unterfangen 

dienen könnten, schließen ein: Menschenwürde, Toleranz, Freiheit und Gleichheit, 

Solidarität und Demokratie; mit anderen Worten, das bereits bestehende Repertoire von 

Grundsätzen, das sich als Kern der europäischen Integration herausgebildet hat.
87

 Im 

Einklang mit diesen Grundsätzen würde die angestrebte „Kultur des Erinnerns“ auf 

jeglichen Versuch verzichten, Schuld und Leid zu reihen oder ein Verbrechen gegen ein 

anderes aufzurechnen. Das Ziel wäre vielmehr eine offene Diskussion und die Entwicklung 

eines gegenseitigen Verständnisses, das bi- und multilaterale Aussöhnung ermöglicht, die 

diese Bezeichnung verdient. Einem derartigen Ansatz wohnt die Bereitschaft inne, auch 

schwierige Momente der nationalen Geschichte ohne Vorbehalte zu thematisieren. 

Vielversprechende Schritte in diese Richtung wurden bereits unternommen, manifest etwa 

im Aufkommen einer, wie man es nennen könnte, „Politik des Bedauerns“ in Europa und 

darüber hinaus. Dabei übernehmen nationale politische Führer Verantwortung für frühere 

Vergehen ihres jeweiligen Landes und unternehmen öffentliche Akte der Buße.
88

 Die 

Bedeutung von politischen Repräsentanten, die historische Versäumnisse ihres Landes 

öffentlich eingestehen, sollte nicht unterschätzt werden und kann als entscheidender 

Beitrag zu einer unvoreingenommenen Bewältigung und Akzeptanz der eigenen 

Vergangenheit sowohl im In- als auch im Ausland gewertet werden. 

 

Ein solch unvoreingenommener Umgang mit Geschichte verlangt noch etwas anderes: den 

Verzicht auf die Idee „historischer Wahrheit“ als einer absoluten Kategorie. Wahrheit bleibt 

primär ein Ideal, und es ist allgemeinhin anerkannt, dass selbst in den Naturwissenschaften 

nur nach einer „immer stärkeren Annäherung an die Wahrheit“ gestrebt werden kann.
89

 

Dies gilt in noch stärkerem Maße für die Geisteswissenschaften. Es mag historische Fakten 

geben, aber es gibt keine einzige oder feststehende historische Wahrheit. Michel Foucault 

hat argumentiert, dass Wahrheit immer in bestimmte Machtstrukturen eingebettet ist und 

gleichzeitig einen Teil dieser Machtstrukturen bildet, und sich im Laufe der Geschichte 

verändert.
90

 Was heute als „Wahrheit“ angesehen wird, könnte in der Zukunft durchaus als 

„Unwahrheit“ gelten. Auch ist die Wahrheit eines Menschen nicht notwendigerweise auch 

die Wahrheit eines anderen. Da unterschiedliche Kulturen, aber auch einzelne Menschen 

innerhalb einer Kultur, unterschiedliche Aspekte von Wahrheit betonen, gibt es zu jedem 

bestimmten historischen Moment eine Vielzahl von „Wahrheiten“. Man kann bestenfalls 

hoffen, dass diese Unterschiede dank der zunehmenden Interaktion zwischen Kulturen und 

Individuen zumindest teilweise miteinander in Einklang gebracht und integriert werden 

                                                                                                                                                                                          
geben dem Begriff „Aufarbeitung der Vergangenheit“ Vorzug gegenüber „Bewältigung der Vergangenheit“. 

Siehe etwa Pakier/Stråth 2010. 
86  Müller 2010, S. 27. 
87  Diese Grundprinzipien der EU sind unter anderem in der Präambel der Charta der Grundrechte der 

Europäischen Union dargelegt. Siehe Charta 2012 [2000]. 
88  Zu diesem Thema siehe beispielsweise Brooks 1999, Barkan 2000, Olick/ Coughlin 2000. Beispielhaft für die 

„Politik des Bedauerns“, nicht zuletzt für die ihr innewohnende Symbolik, war der Kniefall von Warschau des 

deutschen Bundeskanzlers Willy Brandt im Jahr 1970 als Geste der Demut und der Entschuldigung gegenüber 

den Opfern des Aufstands im Warschauer Ghetto von 1943. 
89  Fromm 1999 [1947], S. 239. 
90  Siehe Foucault 1970. 
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können, um so „der Wahrheit“ näher zu kommen. Vor diesem Hintergrund erscheint die 

Oktroyierung jedweder „historischen Wahrheit“ ein nicht nur vergebliches, sondern sogar 

gefährliches Unterfangen, da jeder derartige Versuch zwangsläufig polarisierend ist und 

mehr Probleme schafft, als er zu lösen vermag. 

 

Entsprechend schwierig ist jeglicher Versuch, die Vergangenheit und die Erinnerung daran 

in Gesetze zu fassen: Selbst wenn formalisierte Rechtsordnungen zur Regelung von 

Gedächtnis von den edelsten Motiven gelenkt sein mögen, so dürften sie am Ende sie doch 

mehr schaden als nutzen. Dies soll jedoch keineswegs als Plädoyer für „Beliebigkeit“ im 

Umgang mit der Geschichte oder gar als Argument für das Akzeptieren von historische 

Fakten vernachlässigendem Geschichtsrevisionismus verstanden werden. Indes scheint es 

für die Politik eine vielversprechendere Alternative zur gesetzlichen Durchsetzung einer 

bestimmten Sicht auf die Vergangenheit oder auf individuelle historische Ereignisse und zur 

Sanktionierung von Verstößen zu geben: die Bereitstellung eines soliden Rahmens zur 

Schaffung einer kritischen Öffentlichkeit. Besonders wichtig ist in dieser Hinsicht eine 

Bildungspolitik, die der oben skizzierten „Kultur des Erinnerns“ gerecht wird; eine Kultur, 

die den Bürgerinnen und Bürgern in Europa nicht aufgezwungen werden kann, sondern aus 

persönlicher Einsicht und persönlichem Verständnis hervorgehen muss. 

3.4. Bildung als Schlüsselfaktor und die Rolle der EU 

Bildung spielt eine zentrale Rolle bei unserer Informationsgewinnung über Geschichte und 

bei der Förderung eines historischen Bewusstseins, womit sie zu einem Schlüsselfaktor 

jeder Erinnerungspolitik wird. Damit die angestrebte „kritische Kultur des Erinnerns“ 

erfolgreich gefördert werden kann, muss Bildungspolitik darauf bedacht sein, einen 

kritischen und offenen Zugang bei der Vermittlung der Vergangenheit zu gewährleisten, das 

heißt konkret einen Geschichtsunterricht der: 

1) das Bewusstsein für die Vielfalt von Kulturen, Geschichten und Erinnerungen in 

Europa schärft und gegenseitigen Respekt fördert; 

2) Schülerinnen und Schülern die erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten vermittelt, 

ihre eigene lokale und nationale Vergangenheit unvoreingenommen im Vergleich mit 

und in Relation zu anderen europäischen und internationalen Realitäten zu 

beurteilen; und damit 

3) junge Europäerinnen und Europäer ermutigt, zu aktiven kritischen Denkern und 

Mitwirkenden von „historischer Erinnerung“ zu werden. 

 

Zwei miteinander verknüpfte Herausforderungen scheinen zur Erreichung dieser Ziele von 

zentraler Bedeutung: 

I. die Anpassung bestehender Lehrpläne und Lehrmethoden; 

II. die Bereitstellung einer dem neuesten Stand entsprechenden hochwertigen 

Lehrerausbildung. 

 

Zu I.): Traditionell – und im Einklang mit den nach wie vor mächtigen Paradigmen des 

Nationalismus – befasst sich Geschichtsunterricht auf nationalstaatlicher Ebene vorrangig, 

wenn nicht sogar fast ausschließlich, mit der eigenen nationalen Geschichte, die oft als 

quasi-kohäsiv und selbsterklärend dargestellt wird. Von daher wäre es äußerst wichtig, den 

inhaltlichen Fokus von Geschichtsunterricht auszuweiten, um ein Verständnis dafür zu 

vermitteln, dass nationale Geschichte in einen größeren – sowohl europäischen als auch 

globalen – Kontext eingebettet ist. Anders ausgedrückt: Historische Ereignisse sollten nicht 

isoliert voneinander untersucht werden, sondern unter Berücksichtigung ihrer 

transnationalen Dimensionen und Rückwirkungen. Im Rahmen einer dementsprechenden 

Weitung bestehender Lehrpläne sollte die Stimme von „anderen“ zu Wort kommen und 
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gehört werden, was ein Verständnis für die vielfältigen Komplexitäten von Geschichte und 

unterschiedlichen Wahrnehmungen ein und desselben Ereignisses durch unterschiedliche 

Menschen und Völker erlaubt. Eine vielversprechende Initiative diesbezüglich sind 

Pilotprojekte für das Verfassen bi- und multilateraler Geschichtslehrbücher, zum Beispiel 

die Gemeinsame Deutsch-Polnische Schulbuchkommission.
91

 Da diese Schulbücher in zwei 

oder mehr unterschiedlichen staatlichen Kontexten eingesetzt werden sollen, müssen nicht 

nur die jeweiligen nationalen Empfindlichkeiten berücksichtigt, sondern auch die jeweiligen 

nationalen Mythen in Frage gestellt werden. 

 

Das Überdenken bestehender nationaler Lehrpläne muss auch durch neue Lehrmethoden 

komplementiert werden. Dazu gehört, dass man sich vom abwendet vom „Faktenlerne“ hin 

zum Verständnis von Strukturen und Wechselverbindungen, und von Frontalunterricht zu 

einem mehr auf Diskurs und Interaktion ausgerichteten Format, das Diskussion und 

persönliches Urteilsvermögen in den Mittelpunkt rückt. In diesem Zusammenhang könnte 

auch das Potenzial neuer Medien stärker als bislang genutzt werden. Mit der erforderlichen 

Refokussierung von Lehrinhalten und -praktiken ist direkt die Erfordernis eines geeigneten 

Ausbildungsprogramms für Lehrerinnen und Lehrer verknüpft. 

 

Zu II.): Die wichtige Aufgabe, die Lehrerinnen und Lehrer für das erfolgreiche Funktionieren 

eines Bildungssystems spielen, wird allgemein anerkannt. Im Einklang mit den oben 

genannten Zielen von historischer Erinnerung sollte die zukünftige Ausbildung von 

(Geschichts-)Lehrern den Schwerpunkt eher auf europäische und internationale denn 

nationale Geschichte legen, die neuesten didaktischen Grundsätze und Methoden vermitteln 

und sich am letztlichen Ziel der Bildung einer zu Selbstreflexion fähigen nächsten 

Generation orientieren, anstatt vordefiniertes und nicht hinterfragtes Wissen einzutrichtern. 

Indes wird angesichts des erforderlichen Zeitaufwands, um neue Lehrerinnen und Lehrer 

nach diesen Grundsätzen auszubilden, und der erheblichen Anstrengungen, die 

unternommen werden müssen, um die Haltungen und Praktiken heutiger Lehrerinnen und 

Lehrer zu ändern, die in einem gänzlich anderen Umfeld sozialisiert und ausgebildet 

wurden,
92

 jeglicher strukturelle Wandel im Bereich der Lehrerausbildung erst nach einiger 

Zeit tatsächlich im Unterricht zu spüren sein. 

 

Die allgegenwärtige „Generationslücke“ im Schul- und höheren Bildungswesen zwischen 

Lehrerinnen und Lehrern einerseits, Schülerinnen und Schülern andererseits, stellt für 

historische Erinnerung eine ständige Herausforderung dar: Zutiefst unterschiedliche 

Interpretationen von Vergangenheit und Gegenwart können aufeinandertreffen,
93

 auf jeden 

Fall jedoch wird die Frage nach zentralen Themen wahrscheinlich unterschiedlich 

beantwortet. In einem Bildungssystem hingegen, das auf Nachdenken und Dialog 

ausgerichtet ist, könnten die potentiellen Folgen solcher Generationslücken abgemildert 

oder sogar in einen Vorteil verwandelt werden, namentlich wenn unterschiedliche 

                                                           
91  Zur Geschichte der Schulbuchkommission und ihren Aktivitäten siehe http://deutsch-

polnische.schulbuchkommission.de/home.html (auf Deutsch und Polnisch abrufbar). Zum jüngsten Projekt 

eines deutsch-polnischen Geschichtsbuchs im Besonderen siehe http://deutsch-

polnische.schulbuchkommission.de/en/deutsch-polnisches-geschichtsbuch.html. Zum noch ehrgeizigeren 

Thema eines zukünftigen gemeinsamen Schulbuchs für Europa siehe beispielsweise Leeuw-Roord 2008. 
92  Ein naheliegendes Beispiel sind Lehrerinnen und Lehrer in den neuen Mitgliedstaaten der EU, deren 

Ausbildung noch während der kommunistischen Herrschaft erfolgt sein mochte, einem klaren staatlich 

vorgeschriebenen und teleologischen Geschichtsbewusstsein folgend. 
93  Dies zeigt sich beispielhaft etwa an der Bewegung der 1968er-Jahre, als hauptsächlich von der Jugend 

vertretene Ideen zu grundsätzlichen Fragen des Umgangs mit der Vergangenheit, der Gegenwart und der 

Zukunft in klaren und teilweise militanten Konflikt zu denjenigen der Generation ihrer Eltern traten. 

http://deutsch-polnische.schulbuchkommission.de/home.html
http://deutsch-polnische.schulbuchkommission.de/home.html
http://deutsch-polnische.schulbuchkommission.de/en/deutsch-polnisches-geschichtsbuch.html
http://deutsch-polnische.schulbuchkommission.de/en/deutsch-polnisches-geschichtsbuch.html
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Erfahrungs- und Erwartungshorizonte nicht als Problem, sondern als Stärke angesehen 

werden. 

 

Verdienstvolle Arbeit bei der Konzipierung eines verantwortungsbewussten und innovativen 

Geschichtsunterrichts wurde bereits geleistet, zum Beispiel vom Europäischen Verband der 

Geschichtslehrerverbände (EUROCLIO), der sich in den vergangenen 20 Jahren um die 

Verbesserung der Qualität des Geschichtsunterrichts bemüht hat, sowohl durch 

Fortbildungen für Lehrkräfte als auch durch die Entwicklung innovativer Lehrmittel. Das Ziel 

ist hierbei vor allem die Schaffung und Vertiefung demokratischer Gesellschaften.
94

 Nicht 

zuletzt deshalb kann und sollte die Vor-Ort-Implementierung einer Bildungspolitik in den 

EU-Mitgliedstaaten, die auf eine informierte „europäische Erinnerungskultur“ zielt, von den 

europäischen Institutionen höchst aktiv verfolgt werden. Mögliches Handeln schließt etwa 

die Schärfung eines Problembewusstseins vermittels vorhandener legislativer Instrumente 

sowie die Beauftragung von weiterführender Forschung zu diesem Thema ein. Allerdings ist 

die Rolle der EU nicht auf bloßes Ermahnen und Motivieren beschränkt, auch wenn kein 

direkter Zugriff auf nationale Bildungssysteme möglich ist. 

 

Die angestrebte „Kultur des Erinnerns“ kann auch effektiv durch bestehende europäische 

Politiken unterstützt werden, insbesondere die neuen Bürgerschafts- („Europa für 

Bürgerinnen und Bürger“) und Bildungsprogramme („Erasmus+“) für den Zeitraum 2014-

2020. Über letzteres Programm kann noch umfassender als bisher der grenzübergreifende 

Schüler- und Lehreraustausch gefördert werden, was das Ziel eines interkulturellen Dialogs 

und transnationaler Begegnungen mit Geschichte vermittels persönlicher Erfahrung 

untermauert und bereichert. Das Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ erlaubt 

die Finanzierung transnationaler Geschichtsforschungsprojekte sowie der Bewerbung von 

Ergebnissen der Geschichtsforschung und der Archivierung oder Digitalisierung wichtiger 

geschichtlicher Ressourcen und Quellen. Diese Möglichkeiten sollten in vollem Umfang 

genutzt werden, auch insofern, dass transnationale Zusammenarbeit und Wissensaustausch 

sowie das grenzübergreifende Knüpfen von Netzwerken nicht auf die EU beschränkt 

bleiben, sondern auch andere Teile Europas und der Welt mit einschließen. Unter anderem 

hat ein stärker globalisierter Zugang zu Geschichte und historischem Gedächtnis den 

Vorteil, die Gefahr des Ersetzens traditioneller Nationalismen durch einen bloßen 

Eurozentrismus von vornherein zu bannen. 

 

Alles in allem gibt es zahlreiche Anhaltspunkte dafür, dass sich die europäische politische 

Klasse der Bedeutung einer Unterfütterung von EU-Erinnerungspolitiken auf Bildungsebene 

zunehmend bewusst ist. Eine immer größer Zahl an EU-finanzierten Projekte, die sich mit 

Themen wie „Developing Competence-Orientated Teaching of Historical Memories“ 

(Entwicklung kompetenzorientierter Lern- und Lehrmethoden zu historischen Erinnerungen) 

und „Sharing European Memories at School“ (Europäische Erinnerungen in der Schule 

teilen) befassen,
95

 können hierfür als Beispiel dienen. Doch zweifellos ist noch ein langer 

und schwieriger Weg zu gehen, bis auf Ebene der EU-Mitgliedstaaten ein kritischer 

Unterricht in europäischer Geschichte in der oben skizzierten Form effektiv umgesetzt wird. 

                                                           
94  EUROCLIO wurde im Jahr 1992 auf Antrag des Europarats gegründet, um Fachkräfte im Bereich 

Geschichtsunterricht aus allen Teilen des damals gerade wiedervereinten Europas zusammenzuführen, und 

ist zwischenzeitlich zu einem großen Netzwerk mit Mitgliedern aus über 50 Ländern geworden. Für detaillierte 

Informationen, einschließlich Veröffentlichungen und online verfügbare Lehrmaterialien, siehe 

http://www.euroclio.eu/new/. 
95  Siehe die Fortschrittsberichte für diese beiden Projekte, die von der Exekutivagentur für Bildung, 

Audiovisuelles und Kultur der EU finanziert werden: EACEA 2011b, EACEA 2011c. Siehe auch 

http://blogs.epb.uni-hamburg.de/teacmem/ und http://memoriesatschool.aranzadi-

zientziak.org/lang/en/acerca-de/. 

http://www.euroclio.eu/new/
http://blogs.epb.uni-hamburg.de/teacmem/
http://memoriesatschool.aranzadi-zientziak.org/lang/en/acerca-de/
http://memoriesatschool.aranzadi-zientziak.org/lang/en/acerca-de/


Europäisches historisches Gedächtnis: Politik, Herausforderungen und Perspektiven 
___________________________________________________________________________________________ 

35 

Dieser Umstand hat weniger damit zu tun, dass es der EU an politischen Kompetenzen im 

Bereich Kultur und Bildung mangelt, sondern vielmehr mit der Tatsache, dass ein solcher 

Unterricht eine radikale Abwendung von der vorwiegend national(isiert)en Geschichte 

erfordert, wie sie gegenwärtig in ganz Europa unterrichtet wird, und eine Aufgabe – oder 

zumindest Infragestellung – von lieb gewonnenen vorgefassten Meinungen über die 

Vergangenheit, die bisher als quasi-kanonisierte historische „Wahrheiten“ präsentiert 

wurden. 

 

Der Weg hin zu einer gemeinsamen europäischen Gedenkkultur über die Europäisierung 

von Erinnerungspraktiken und des Lernens von Geschichte auf nationaler Ebene mag 

mühsam erscheinen, aber es lässt sich nur schwer eine wirkliche Alternative erkennen. 

Ungeachtet dessen, wie reizvoll der Gedanke eines genuin europäischen Gedächtnisses mit 

von allen Bürgerinnen und Bürgern des Kontinents geteilten Praktiken und Inhalten auch 

sein mag, so erscheint er doch aus den oben genannten Gründen weder praktikabel noch 

wünschenswert. In einer Zeit, in der die Nation nach wie vor der vorherrschende 

Bezugspunkt kollektiver Identitäten ist, bleibt Vergangenheitsbewältigung vor allem eine 

auf nationalstaatlicher Ebene zu verrichtende Aufgabe; etwas, was „Europa“ nicht für die 

oder anstelle der Nationalstaaten verrichten kann. 
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4. EMPFEHLUNGEN UND SCHLUSSFOLGERUNGEN 

 

Vor dem Hintergrund der oben angestellten Beobachtungen lassen sich bezüglich eines 

europäischen historischen Gedächtnisses und zukünftiger Maßnahmen insbesondere auf EU-

Ebene folgende Empfehlungen und Schlussfolgerungen formulieren: 

 

1) Anerkenntnis, dass historisches Gedächtnis ein schwer fassbares Konzept 

darstellt: 

Historisches Gedächtnis als spezifische Form kollektiver Erinnerung – und als solche zu 

unterscheiden von individuellen Formen des Erinnerns – ist zu einem etablierten Konzept 

der Sozialwissenschaften avanciert. Dies zeigt sich an der in den letzten Jahrzehnten stark 

gestiegenen Zahl von Studien und Veröffentlichungen, die sich sowohl auf Ebene der 

Theorie(-bildung) als auch auf Ebene verschiedener „Praktiken“ von historischer Erinnerung 

mit diesem Thema befassen. Gleichzeitig gilt das Konzept jedoch allgemein als schwer 

fassbar, nicht zuletzt, da „historisches Gedächtnis“ zu einem gewissen Maß eine inhärente 

Spannung impliziert: zwischen „Geschichte“ als etwas, das als objektiv und konkret 

wahrgenommen wird, einerseits, und „Erinnerung“ als einem im Wesentlichen subjektiven 

Prozess, der auf Werturteilen beruht, andererseits. Dementsprechend ist man gut beraten, 

jegliche essentialistische Haltung zu historischem Gedächtnis zu vermeiden und das 

Konzept als eine Art gemeinsames Eigentum einer sozialen Gruppe zu definieren. 

Historisches Gedächtnis ist von Natur aus äußerst konstruktivistisch: ein Diskurs über 

vergangene Ereignisse und über ihre Einordnung und Auslegung, somit offen für die 

Instrumentalisierung für politische Ziele und Zwecke. Erkennt man die Komplexitäten und 

Feinheiten des Konzepts an und lässt ab von der Idee einer „unvoreingenommenen 

Erinnerung“, so schützt das auch vor unrealistischen Erwartungen hinsichtlich eines 

europäischen historischen Gedächtnisses. 

 

2) Bewusstseinsbildung hinsichtlich der Schwierigkeiten eines transeuropäischen 

historischen Gedächtnisses: 

Die Entwicklung eines historischen Gedächtnisses ist schon auf Ebene der Nationalstaaten, 

wo dies am häufigsten praktiziert wird, eine anspruchsvolle Aufgabe. Die Schwierigkeiten, 

die sich schon auf einzelstaatlicher Ebene bezüglich einer kollektiven Erinnerung an die 

Vergangenheit ergeben, werden auf europäischer Ebene vervielfacht: Soziale und regionale 

Unterschiede, unterschiedlichste Bildungshintergründe, mögliche Konflikte zwischen 

Mehrheitsdenken und Minderheitenansichten, all dies macht die Identifizierung allgemein 

anerkannter und akzeptierter historischer Orientierungspunkte problematisch. Angesichts 

dessen, dass nationale historische Erinnerungen in der Regel mit dem 

Staatsbildungsprozess der jeweiligen Nationen verknüpft sind, und ein großer Teil der 

historischen Mythen, auf denen nationale Erinnerung primär beruht, ins Zeitalter des 

militanten Nationalismus zurückdatiert, überrascht es nicht, dass auch ziemlich klare 

Freund-Feind-Unterscheidungen ein gemeinsames Element dieser Erinnerungen sind. 

Identitäten jeglicher Art werden in der Regel durch die Schaffung eines antagonistischen 

„Anderen“ konstruiert, und der „historische Moment“ einer Nation kann leicht das tragische 

Schicksal einer anderen sein. Da europäische Erinnerungen nicht nur unterschiedlich, 

sondern auch spaltend sind, steht jegliche politische Maßnahme, die auf die 

Homogenisierung bestehender Erinnerungen und Erinnerungspraktiken auf europäischer 

Ebene abzielt, zwangsläufig vor beträchtlichen Hindernissen; insbesondere, wenn sich ein 

kollektives europäisches Gedächtnis an spezifischen historischen Momenten und Ereignissen 

statt an allgemeineren Konzepten europäischen Erbes und europäischer Kultur orientiert. 
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3) Anerkennung der bisherigen Erfolge der Europäischen Union in Sachen 

Sensibilisierung für die Vergangenheit: 

Identitätsbildung durch Verweis auf die Vergangenheit ist seit langem ein Anliegen der 

europäischen Politik, das Ausdruck findet in der generischen Sprache von „europäischem 

Erbe“ sowie Verweisen sowohl auf die EU als supranationales Nachkriegs-Friedensprojekt 

und auf die historischen Errungenschaften der europäischen Integration. Gleichwohl wurden 

das Potenzial und die Notwendigkeit einer aktiven historischen Erinnerungspolitik in vollem 

Umfang erst nach dem Scheitern der Verfassung für Europa erkannt, worin sich ein 

allgemeines Gefühl der Ernüchterung über das europäische Projekt und eine immer weiter 

werdende Kluft zwischen hoher Politik und öffentlicher Meinung ausdrückte. Im Gefolge 

dessen wurde unter anderem das Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ auf den 

Weg gebracht, das aktive europäische Bürgerschaft auf unterschiedlichen Ebenen fördert 

und auch ein Element enthält, das sich explizit historischer Erinnerung annimmt. Angesichts 

seines Erfolgs ist eine neue Generation des Programms „Europa für Bürgerinnen und 

Bürger“ für den Zeitraum 2014-2020 geplant, wobei das Budget für den besonders 

beliebten Teilbereich „Geschichtsbewusstsein“ im Legislativvorschlag der Kommission 

erhöht wurde, und das Europäische Parlament sogar noch eine weitere Aufwertung fordert. 

Gleichzeitig zeigt sich das neue Programm in Kontinuität zu seinem Vorgänger, indem auf 

den Totalitarismus des 20. Jahrhunderts und den Holocaust als Hauptelementen 

europäischer historischer Erinnerung fokussiert wird. Dies steht im Einklang mit Versuchen, 

die seit den 1990er-Jahren vor allem vom Europäischen Parlament unternommen wurden, 

die Erinnerung insbesondere an den Nationalsozialismus und den Stalinismus wach zu 

halten, die als negative Gründungsmythen fungieren. 

 

Alles in allem kann die Begründung einer europäischen Erinnerungspolitik in den 

vergangenen 20 Jahren als wachsendes Bewusstsein für die unverzichtbare kulturell-

historische Untermauerung dessen angesehen werden, das lange Zeit auf ein im 

Wesentlichen gegenwartsbezogenes ökonomisches Projekt reduziert war; eine 

Schwerpunktverschiebung, die es anzuerkennen gilt, auch wenn der „Schritt zur 

Geschichte“ der EU nicht politisches Kalkül vermissen lässt: Geschichte wird per se als 

wertvoll angesehen, und es besteht ein Anreiz, sich mit Europas Vergangenheit in der 

klassischen Logik von Geschichte als potentielle Lehre für die Zukunft (historia magistra 

vitae, Geschichte als Lehrmeisterin des Lebens) zu befassen. Dies bietet Gewähr dafür, 

dass die Traumata des 20. Jahrhunderts nicht in Vergessenheit geraten oder einem 

Geschichtsrevisionismus unterworfen werden. 

 

4) Berücksichtigung der Mängel gegenwärtiger Gedächtnispolitik der 

Europäischen Union: 

Ungeachtet der Tatsache, dass die Gedächtnispolitik der EU an Dynamik gewonnen hat, 

sind zwei Aspekte nach wie vor problematisch. Erstens wohnt der scheinbar kohärenten 

Gedächtnispolitik der EU ein versteckter Konflikt zwischen zwei miteinander 

konkurrierenden „Erinnerungsrahmen“ inne: einerseits jener der „Einzigartigkeit des 

Holocaust“, welcher das Denken und die Legitimität Westeuropas nach dem Krieg 

maßgeblich geprägt hat, und andererseits jener von „Nazismus und Stalinismus als 

gleichwertige Übel“, der nach der Osterweiterung der EU wirkungsmächtigen Eingang in 

den europäischen politischen Diskurs fand und allen osteuropäischen Nationen als 

wirksames Instrument zur Abrechnung mit ihrer kommunistischen Vergangenheit dient. 

Zwar sind diese Unterschiede nicht unvereinbar, aber sie zeigen doch, wie problembehaftet 

es ist, selbst auf EU-Ebene die bei der Auslegung der Vergangenheit nach wie vor 

bestehenden Meinungsverschiedenheiten zwischen der politischen Linken und Rechten 

sowie zwischen verschiedenen Mitgliedstaaten erfolgreich in Einklang zu bringen. Zweitens 

erweist sich die ausschließliche Konzentration auf den Holocaust und den 
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Nationalsozialismus sowie den Stalinismus als kurzsichtig, auch wenn diese Konzentration 

angesichts des Bestrebens der EU, einen starken Gegensatz zu ihrem Selbstbild zu 

schaffen, plausibel und aufgrund der (relativen) zeitlichen Nähe verständlich ist. 

 

Erstens fördert ein derartiger Ansatz eine äußerst schematische und teleologische Sicht der 

Geschichte: Er stellt Europas „dunkle Vergangenheit“, den Totalitarismus des 

20. Jahrhunderts, der „leuchtenden Gegenwart“ gegenüber, und lässt dadurch das heutige 

Europa als eine Version jener Behauptungen vom „Ende der Geschichte“ erscheinen, die 

insbesondere nach dem Zusammenbruch des Kommunismus vorgebracht wurden.
96

 Einer 

derartigen Sicht fehlt es nicht nur an kritischer Tiefe gegenüber der Zeitgeschichte sowie 

aktuellen politischen Problemen, es werden auch die Vielfalt und die Komplexität der 

europäischen Geschichte vor dem 20. Jahrhundert vernachlässigt, vieler derer Probleme – 

darunter Kolonialismus und Imperialismus – für das heutige Europa von vergleichbarer 

langfristiger Bedeutung wie Nationalsozialismus und Stalinismus sind. Die Ausweitung des 

Fokus von historischem Gedächtnis in beide zeitliche Richtungen würde ein umfassenderes 

und auch sensibleres Verständnis nicht nur für europäische Geschichte und ihre Feinheiten, 

sondern auch den Prozess der europäischen Integration ermöglichen. 

 

Zweitens wird die Debatte über eine gemeinsame europäische Verantwortung für 

Geschichte eher behindert statt erleichtert, wenn der Vergangenheit ein vollständig 

„totalitäres Gesicht“ aufgesetzt wird und sie als radikaler Gegensatz zur Gegenwart 

verstanden und damit zu einem negativen Gründungsmythos – wenn nicht gar Dogma – 

erhoben wird. Dies öffnet die Tür für ideologische Instrumentalisierung und Moralisierung 

der Vergangenheit und verringert Anreize, Stereotypen und „heilige Kühe“ der eigenen 

nationalen Geschichte kritisch zu prüfen. Da Gedächtnis Gefahr läuft, vorrangig zu einer 

nostalgischen Reise in die – wenn auch äußerst tragische – Vergangenheit zu werden, 

nehmen auch die Debatten über Gegenwart und Zukunft fast zwangsläufig Schaden. 

 

5) Entwicklung einer europäischen „Kultur des Erinnerns“: 

Im Einklang mit internationaler wissenschaftlicher Literatur lässt sich argumentieren, dass 

gemeinsame europäische Muster von historischer Erinnerung möglich sind, ein 

europäisches historisches Gedächtnis im Sinne einer standardisierten Sicht auf Europas 

Vergangenheit hingegen nicht. Die vielversprechendste Alternative für die Entwicklung 

historischer Erinnerung in Europa scheint daher ein dezentralisierter und nicht 

homogenisierender Ansatz zu sein; ein Ansatz, der den Schwerpunkt nicht auf ein politisch 

vordefiniertes Verständnis von Geschichte oder einzelner geschichtlicher Ereignisse legt, 

sondern auf die Entwicklung von Fähigkeit zu einer kritischen „Aufarbeitung der 

Vergangenheit“ auf nationaler Ebene, basierend auf gemeinsamen europäischen 

Grundsätzen und Werten. Kurz gesagt: Gefordert ist eine europäische Kultur des Erinnerns 

und nicht eine europäische Erinnerungskultur. Eine solche „Kultur des Erinnerns“ impliziert, 

dass man: 

 sich Europas Vergangenheit auf der Grundlage europäischer Kernwerte wie 

Humanismus, Toleranz und Demokratie annähert; 

 auf jegliche (vor-)verurteilende Evaluierung der Vergangenheit oder Vorstellungen 

einer „kollektiven Schuld“ verzichtet zugunsten der Schaffung eines Raumes für 

                                                           
96  Siehe insbesondere die Beiträge von Francis Fukuyama (z. B. Fukuyama 1989, Fukuyama 1992). Fukuyamas 

Konzept vom „Ende der Geschichte“ argumentiert im Wesentlichen, dass das Ende des Kalten Kriegs nicht 

nur das Ende einer historischen Epoche, sondern das der Geschichte selbst markiert, charakterisiert durch 

die Universalisierung der westlichen liberalen Demokratie als finaler Regierungsform. Fukuyamas Theorien 

provozierten umgehend scharfen intellektuellen Widerspruch, etwa in Gestalt von Samuel Huntingtons Clash 

of Civilizations („Kampf der Kulturen“) (Huntington 1997). 
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offene Diskussion, die das übergreifende Ziel von gegenseitigem Verständnis und 

Versöhnung sowohl innerhalb als auch zwischen europäischen Nationen unterstützt; 

 bewusst und selbstsicher auch unangenehme Teile der nationalen Geschichte 

thematisiert und sie nicht verdrängt; 

 Urteile über die Vergangenheit ausschließlich auf die Untersuchung historischer 

Fakten gründet und die Vorstellung von „historischer Wahrheit“ aufgibt, die 

unrealistische Erwartungen weckt und von Natur aus kontrovers ist; und 

 die potenziellen Risiken anerkennt, die entstehen, wenn Gesetze und Vorschriften 

für eine spezifische Sicht auf oder Erinnerung an die Vergangenheit erlassen werden. 

 

Ein derartiger Ansatz würde die Vielfalt bestehenden historischer Erinnerungen – und in der 

Tat Geschichten – in Europa widerspiegeln und diesen gerecht werden. Gleichzeitig böte er 

einen Anreiz, diese kritisch unter den Prämissen eines klaren supra- und transnationalen 

Kontexts zu prüfen. Im Idealfall würde eine solche kritische „historische Selbstreflexion“: 

a) über die Betrachtung einzelner nationaler Vergangenheiten hinausgehen und auch 

Perspektiven für die Zukunft aufzeigen; b) die Grundlage liefern für einen besser 

informierten europäischen Diskurs über Geschichte, der eine wechselseitige „Öffnung“, aber 

auch Gegenüberstellung nationaler kollektiver Erinnerungen auf zivilisierte und 

unaufgeregte, zugleich jedoch realistische Weise erlaubt. 

 

6) Anerkennung der zentralen Rolle von Bildung: 

Angesichts ihrer zentralen Rolle für die Gestaltung kollektiver Erinnerungen im Allgemeinen, 

nimmt sie auch eine Schlüsselrolle für die Begründung der angestrebten europäischen 

„Kultur des Erinnerns“ ein. Dementsprechend sollte der Schwerpunkt zukünftiger 

europäischer Erinnerungspolitik expliziter noch als bisher auf der Förderung von 

Bildungsmaßnahmen – im weitesten Sinne des Wortes – auf nationaler Ebene liegen, unter 

besonderer Berücksichtigung der schulischen Bildung.
97

 Diese Maßnahmen sollten vor allem 

auch einen hochwertigen Geschichtsunterricht ausgerichtet sein, der auf Folgendes abzielt: 

 Schaffung eines Bewusstseins für kulturelle Vielfalt in Europa und für die 

Komplexitäten historischen Erinnerung; 

 Ausstattung von Lehrerinnen und Lehrern sowie Schülerinnen und Schülern mit den 

Mitteln, die nötig sind, um die Geschichte ihres eigenen Landes objektiv und in 

einem weiter gefassten (trans-)europäischen Kontext zu untersuchen; und damit 

 Ermutigung junger Europäerinnen und Europäer, sich aktiv an der Diskussion über 

Geschichte zu beteiligen und zu einem informierten historischen Gedächtnis 

beizutragen, anstatt zu bloßen Konsumenten von vordefiniertem „historischen 

Wissen“ degradiert zu werden. 

 

Zwei Aspekte erfordern besondere Anstrengung: 

I) die Überarbeitung bestehender Lehrpläne und Lehrmethoden, um den Schwerpunkt 

weg von nationaler hin zu europäischer und globaler Geschichte zu verlagern und 

dafür Sorge zu tragen, dass den Herausforderungen supranationaler historischer 

Erinnerung mehr Bedeutung beigemessen wird, zum Beispiel, indem multiple 

Interpretationen ein und desselben historischen Zeitraums und Ereignisses 

                                                           
97  Erleichtert durch den von Natur aus stärker internationalen Charakter höherer Bildung und akademischer 

Forschung erscheint das Niveau eines kritischen Umgangs mit der Vergangenheit und der Befassung mit 

transnationalen Angelegenheiten im postsekundären Bildungswesen vergleichsweise gut entwickelt. In 

Verbindung mit der Tatsache, dass Schulen in der Regel der erste Ort außerhalb der Familien sind, an dem 

junge Menschen über Geschichte erfahren, scheint dies dafür zu sprechen, dass europäische politische 

Anstrengungen vorrangig auf schulische Bildung gerichtet sein sollten. 
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zugelassen werden. Ein vielversprechender Ausgangspunkt hierfür scheinen Projekte 

bi- und multilateraler Geschichtslehrbücher zu sein, von denen sich einige derzeit in 

der Konzeptionsphase befinden. Entsprechende Lehrmethoden wären ebenfalls 

erforderlich, geleitet vom allgemeinen Ziel Schülerinnen und Schülern vorrangig 

beizubringen „wie man denkt“, nicht „was man denkt“, und damit Reflexion und 

Diskussion den Vorzug gegenüber Wissenstransfer zu geben. 

II) die Bereitstellung einer maßgeschneiderten Ausbildung für (Geschichts-)Lehrerinnen 

und Lehrer, die genau auf diese Anforderungen zugeschnitten ist; das heißt eine 

Ausbildung, die Lehrerinnen und Lehrer in die Lage versetzt, transnationale Aspekte 

von Geschichte zu begreifen, die adäquate Didaktik und Grundsätze modernen 

Lehrens vermittelt und die vor allem die Ausbildung einer selbstreflektierenden 

Jugend zum Ziel hat. 

 

7) Bestmögliche Ausnutzung europäischer Mittel zur Unterstützung nationaler 

Politiken 

Die Unterstützung einer kritischen „Aufarbeitung der Vergangenheit“ auf nationaler Ebene 

durch Worte und Taten der europäischen Institutionen erscheint sowohl wünschenswert als 

auch sinnvoll. Einerseits kann die EU, ungeachtet des Mangels an direkten Kompetenzen, 

mit Nachdruck für eine „europäische Kultur des Erinnerns“ und die Implementierung 

entsprechender (bildungs-)politischer Maßnahmen in den Mitgliedstaaten werben. 

Andererseits können bestehende Programme der EU im Bereich Bürgerschaft und Bildung 

aktiv zum Nutzen eines informierten europäischen Umgangs mit Geschichte genutzt 

werden. Konkrete Maßnahmen, die im Rahmen derzeitiger EU-Politiken bereits unterstützt 

werden können, sind zum Beispiel: 

 Initiierung und Finanzierung multinationaler Geschichtsprojekte, deren legislative 

Basis das Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ bildet; 

 Unterstützung transnationaler Austauschprogramme und Studienbesuche für 

Lehrerinnen und Lehrer sowie Schülerinnen und Schüler durch das (neue) Programm 

ERASMUS+. 

 

Die verfügbaren Mittel für transnationale Formen der Zusammenarbeit und des (Wissens-) 

Austausches sollten soweit wie möglich auch für Teilnehmer aus Ländern und Regionen 

außerhalb Europas zugänglich gemacht werden, um eine wirklich globale „Aufarbeitung der 

Vergangenheit“ zu ermöglichen. 

 

 

*** 

 

 

Auf der Grundlage einer kritischen Selbstreflexion über Geschichte und geschichtliche 

Verantwortung auf nationaler Ebene mag sich langfristig ein wirklich europäischer reflexiver 

Diskurs über die Vergangenheit des Kontinents entwickeln. In einem solchen Szenario 

würden nationale kollektive Erinnerungen beitragen und sich verbinden zu einem 

europäischen öffentlichen Raum. Nationale Erinnerungskulturen würden einander ergänzen 

und nicht miteinander im Wettbewerb stehen, und das historische Gedächtnis wäre eine 

Frage zivilen und nicht politischen Handelns. Am Ende könnten sich bestimmte Aspekte der 

Geschichte als weniger „hell“, andere als weniger „dunkel“ als vorher erweisen. Allerdings 

sollte man davor nicht zurückschrecken: Nur ein Ansatz, der offen ist für die 

Komplikationen und Widersprüche europäischer Geschichte, wird der kritischen 

Öffentlichkeit gerecht, die den Kern einer europäischen Zivilgesellschaft bilden muss. 

Normative Konzepte europäischer kollektiver Identität, auf der das europäische Projekt 
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nach wie vor größtenteils beruht,
98

 ließen sich damit erfolgversprechend mit einer kulturell-

historischen Komponente ergänzen; einer „Kultur des Erinnerns“ auf der Grundlage 

gemeinsamer europäischer Werte und Praktiken bei der Annäherung an die Vergangenheit 

bei gleichzeitiger Vermeidung einer unangemessenen Einebnung oder Simplifizierung von 

Geschichte. 

 

Gegenwärtig ist Europa nach wie vor hauptsächlich damit befasst, eine Geschichte über sich 

selbst ex negativo zu erzählen. Hierbei dienen die Schrecken der Vergangenheit als 

negativer Gründungsmythos, der dem „europäischen Projekt“ zwar unmittelbaren Sinn 

verleiht, aber auch zu politischer Passivität in der Gegenwart einzuladen angetan ist. Ein 

selbstbewusster Umgang mit der Vergangenheit indes, der historische Errungenschaften 

und positive Entwicklungen in ebensolch unvoreingenommener und offener Weise 

anerkennt wie er Fehler der Vergangenheit einzugestehen und die Verantwortung dafür zu 

übernehmen weiß, wird europäische Gesellschaften in die Lage versetzen, sich bewusster 

der Zukunft zuzuwenden. Sofern es Nationen gelingt, sich ihrer eigenen Geschichte und 

jener Europas im Allgemeinen wahrlich zu stellen und diese aufzuarbeiten, besteht Grund 

zur Hoffnung, dass zukünftig weniger Verlangen nach einer Verklärung der Vergangenheit – 

sei es in positiver oder negativer Weise – bestehen wird. 

                                                           
98  Zu den einflussreichsten intellektuellen Verfechtern einer normativen europäischen Identität gehört Jürgen 

Habermas, dessen Konzept des „Verfassungspatriotismus“ die Schaffung einer neuen supranationalen 

politischen Kultur auf der Grundlage von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Gewaltenteilung vorsieht. 
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